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Einleitung. 

TVe  Gestaltung  des  städtischen  Gemeindehaushalts  ist  natur- 
U  gemäß  durch  die  Form  der  städtischen  Verfassung  bedingt. 
Er  mußte  im  Mittelalter,  als  die  Städte  selbständige  Gebiets- 
körperschaften waren,  ein  anderer  sein  als  zur  Zeit  des  Ab- 
solutismus, der  die  städtische  Yerwaltung  vollkommen  zu  einem 
Teil  der  staatlichen  gemacht  hatte.  Er  unterscheidet  sich  heute 
wieder  von  der  Finanzwirtschaft  jeder  der  beiden  genannten 
Epochen,  da  die  moderne  städtische  Verfassung  zwischen  der- 
jenigen, die  im  Mittelalter  und  der,  welche  zur  Zeit  des  Ab- 
solutismus bestand,  ungefähr  eine  mittlere  Stellung  einnimmt. 
Haben  die  Städte  gemäß  derselben  einerseits  eine  gewisse 
Selbständigkeit,  indem  ihnen  in  fast  allen  Ländern  Europas 
die  „Selbstverwaltung"  zugestanden  ist,  so  sind  sie  dabei 
andererseits  doch  der  Oberaufsicht  des  Staates  unterstellt,  wel- 
cher darüber  wacht,  daß  die  städtische  Yerwaltung  seine  eigenen 
Interessen  nicht  gefährdet,  sowie  dafür  sorgt,  daß  die  Städte 
die  ihnen  obliegenden  Gemeindezwecke  auch  wirklich  erfüllen. 

In  diesem  Sinne  teilt  die  Selbstverwaltung  den  Städten 
heute  eine  Reihe  wirtschaftlicher  und  sozialer  Aufgaben  zu, 
auf  welche  weiter  unten  näher  eingegangen  werden  soll. 

Der  Städtische  Gemeindehaushalt  setzt  sich  demzufolge 
zusammen:  aus  der  Ausgabewirtschaft  —  die  die  Ausgaben 
umfaßt,  welche  die  eben  erwähnten  Aufgaben  erforderlich 
machen  — ,  der  Einnahmewirtschaft  —  zu  der  die  Einnahmen 
gehören,  welche  zur  Deckung  der  Ausgaben  nötig  sind  — ,  und 
dem  Schuldenwesen  —  welches  eine  Ergänzung  der  Einnabme- 
wirtschaft  bildet,  zugleich  aber  auch  Ausgaben  umfaßt,  von 
denen  die  wichtigsten  durch  die  Aufnahme  sowie  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  städtischen  Anleihen  und  der  sonstigen 
Schulden  bedingt  sind. 

Um  indessen  das  Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und 
Einnahmen  nach  Möglichkeit  aufrecht  zu  erhalten,  sind  die 
Städte  im   allgemeinen  zur   Aufstellung  eines  Budgets,  nach 
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welchem  sie  ihren  Haushalt  während  der  laufenden  Finanz- 
periode  zu  führen  haben  sowie  zur  Rechnungslegung  nach  Ab- 
lauf derselben  verpflichtet.  Bei  den  Städten  in  Preußen  wird 
das  Budget  —  der  Haushaltsplan  bezw.  Haushaltsetat  — 
von  dem  Stadtvorstand  entworfen  und  durch  die  Stadtvertretung 
festgestellt.  Eine  Abschrift  des  Feststellungsbeschlusses  wird 
an  die  Aufsichtsbehörde  —  den  Regierungspräsidenten  (bezw. 
von  Berlin  an  den  Oberpräsidenten)  —  eingesendet.  Der  fest- 
gestellte Etat,  der  alle  Ausgaben  und  Einnahmen,  die  sich  im 
voraus  bestimmen  lassen,  zu  enthalten  hat,  bildet  die  Norm  für 
die  städtische  Yerwaltung.  Ausgaben,  welche  über  den  Etat 
hinaus  erforderlich  werden,  bedürfen  der  Genehmigung  der 
Stadtvertretung.  Nach  Ablauf  der  Finanzperiode,  die  gewöhn- 
lich 1  Jahr  dauert,  von  der  Stadtvertretung  aber  bis  auf 
3  Jahre  verlängert  werden  kann ,  wird  von  dem  mit  der 
speziellen  Leitung  des  städtischen  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens betrauten  Beamten  die  Jahresrechnung  im  allgemeinen 
zunächst  an  den  Stadtvorstand  zur  Vorprüfung  eingereicht. 
Dieser  legt  sie  der  Stadtvertretung  zur  Feststellung  und  Ent- 
lastung vor.  Eine  Abschrift  des  Feststellungsbeschlusses  geht 
der  Aufsichtsbehörde  zu.  Vor  der  Aufstellung  des  neuen  Haus- 
haltsplanes hat  der  Stadtvorstand  in  öffentlicher  Sitzung  der 
Stadtvertretung  einen  umfassenden  Bericht  über  die  Verwaltung 
während  der  verflossenen  Finanzperiode  zu  erstatten,  aus  dem 
sich  jeder  zugleich  ein  klares  Bild  über  die  finanzielle  Lage 
der  Stadt  machen  kann.  Dieser  „Verwaltungsbericht "  wird  in 
den  größeren  Städten  außerdem  gewöhnlich  schriftlich  ab- 
gefaßt und  gedruckt. 

In  folgendem  soll  nun  der  Versuch  gemacht  werden,  an 
der  Hand  der  Verwaltungsberichte,  die  nach  vorstehendem  in 
erster  Linie  dazu  berufen  erscheinen  müssen,  über  die  städtische 
Finanzverwaltung  Auskunft  zu  geben,  den  Gemeindehaushalt 
der  Großstädte  Preußens  (mit  einer  Einwohnerzahl  von  mehr 
als  100  000)  kurz  zu  skizzieren.  Da  es  zu  weitläufig  sein 
würde,  hierzu  die  Verwaltungsberichte  aller  Großstädte  heran- 
zuziehen, sei  es  gestattet,  dies  unter  ausschließlicher  Berück- 
sichtigung der  Großstädte  Berlin,  Breslau,  Cöln,  Frankfurt  a.  M., 
Düsseldorf  und  Halle  a.  d.  S.  zu  tun. 


Schwierigkeiten 
des  Vergleichs  des  städtischen  Gemeindehaushalts 

infolge  der  Verschiedenheit  des  Etats-  und  Kassen  wesens  der  einzelnen 
Großstädte  sowie  der  Verschiedenartigkeit  der  Darstellung-  desselben 
in  den  Verwaltungsberichten. 

Bevor  man  indessen  zu  einem  Vergleich  des  Gemeinde- 
haushalts der  genannten  Städte  schreitet,  dürfte  es  angemessen 
sein,  auf  die  Schwierigkeiten  hinzuweisen,  mit  denen  ein 
solcher  Vergleich  verknüpft  ist.  Diese  liegen  hauptsächlich 
darin,  daß  die  Gestaltung  des  Etats-  und  Kassenwesens  in  den 
einzelnen  Großstädten  einmal  durchaus  keine  gleichmäßige  ist, 
sowie  darin,  daß  dieselbe  in  den  Verwaltungsberichten  eine 
sehr  verschiedene  Darstellung  erfahren  hat. 

Allgemeines. 

In  allen  Großstädten  gehört  heute  zum  Gemeindehaushalt 
zunächst  die  Stadtkasse,  bezw.  Stadthaupt-  oder  Kämmerei- 
kasse,  die  den  Gemeindehaushalt  im  engeren  Sinne 
darstellt.  Die  Verwaltungen,  welche  zu  ihr  gehören,  sind  mit  ihren 
Brutto-Aus gaben  und  -Einnahmen  in  den  Stadthaushalt 
eingestellt.  Im  weiteren  Sinne  gehören  zum  Gemeinde- 
haushalt aber  noch  verschiedene  von  der  Stadtkasse  unab- 
hängige Verwaltungen,  bezw.  Kassen  und  Fonds,  die 
teils  mit  ihren  Netto-Ausgaben  und  -Einnahmen  in  den 
Stadthaushalt  eingestellt  sind  und  ihre  Überschüsse  an  die 
Stadtkasse  abführen,  resp.  nach  Bedarf  Zuschüsse  von  derselben 
erhalten,  teils  aber  ihre  Überschüsse  zu  besonders  bestimmten 
Zwecken  verwenden,  sodaß  ihre  Einnahmen  der  eigenen 
Verwaltung  verbleiben.  Schließlich  gibt  es  überall  ein 
Stiftungsvermögen,  das  zwar  gewöhnlich  ganz  oder  wenig- 
stens zum  Teil  —  wie  z.  B.  in  Breslau  —  nicht  zum  Gemeindc- 
h aushalt  im  eigentlichen  Sinne  rechnet,  weil  dessen  Einnahmen 
nicht  allen  Gemeindeangehörigen,  sondern  nur  einem  Teil  der- 
selben zugute  kommen.  Da  es  aber  überall  die  Deckung  von 
Ausgaben  —  vor  allem  auf  dem  Gebiet  des  Armen-,  Kranken- 
und  Wohltätigkeitswesens,  aber  auch  auf  dem  des  Schulwesens 
sowie  von  anderen,  je  nach  der  besonderen  Zweckbestimmung 
der  Stiftungen  —  übernimmt,  gehört  auch  dieses,  wenn  auch  im 
weitesten  Sinne,  zum  städtischen  Gemeindehausball. 
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Die  Einteilung  des  Gemeindehaushalts  in  dieser  Hinsicht 
ist  aus  den  6  genannten  Verwaltungsberichten  bis  auf  den  von 
Berlin  deutlich  zu  ersehen.  In  letzterem  findet  sich  dagegen 
kein  Anhalt  dafür,  um  zu  erkennen,  welche  Verwaltungen  un- 
mittelbar zur  Stadthauptkasse  gehören  und  welche  von  der- 
selben unabhängig  sind.  Man  ist  in  dieser  Beziehung  auf  den 
besonders  erscheinenden  Jahresabschluß  der  Hauptkassen  der 
Stadt  Berlin  angewiesen.  Es  wäre  erwünscht,  daß  die  Dar- 
stellung der  allgemeinen  Einteilung  des  Gemeindehaushalts 
auch  hier  im  Verwaltungsbericht  selbst  Platz  fände. 

Ganz  besonders  wichtig  für  den  Vergleich  des  Gemeinde- 
haushalts der  einzelnen  Städte  ist  es  weiter,  zu  erfahren,  wie 
derselbe  im  einzelnen  gegliedert  ist.  Die  Darstellung  einer 
genauen,  bis  ins  einzelne  gehenden  Gliederung  des  Gemeindehaus- 
halts findet  sich  in  den  Berichten  von  Frankfurt  a.  M.,  Breslau 
und  Halle  a.  d.  S.  In  den  Verwaltungsberichten  von  Cöln  und 
Düsseldorf  ist  diese  Gliederung  nur  in  großen  Zügen  gehalten, 
sodaß  die  einzelnen  Ausgabe-  und  Einnahmeposten  nur  schwer 
zu  ersehen  sind.  In  dem  Berliner  Bericht  fehlt  schließlich 
eine  derartige  Einteilung  überhaupt,  und  die  einleitende  Über- 
sicht über  die  wichtigsten  Zweige  der  städtischen  Verwaltung 
bietet  dafür  keinen  genügenden  Ersatz. 

Es  wäre  daher  in  dieser  Hinsicht  angemessen,  daß  in 
sämtlichen  Verwaltungsberichten  eine  Darstellung  der  spe- 
ziellen Gliederung  des  Gemeindehaushalts  zu  finden  wäre. 

Allerdings  müßte  dieselbe  überall  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  aufgestellt  werden,  um  die  einzelnen 
Pinanzverwaltungen  auch  wirklich  vergleichen  zu  können.  Wenn 
man  nämlich  —  wo  dies  bei  der  Benutzung  der  Verwaltungs- 
berichte allein  nicht  möglich  ist,  unter  Zuhülfenahme  der  Haus- 
halts-Etats und  der  Finalabschlüsse  der  städtischen  Kassen  (so- 
weit letztere  besonders  erscheinen)  —  sich  einen  Einblick  in 
die  spezielle  Gliederung  der  städtischen  Haushalte  verschafft, 
so  findet  man  hierbei  ganz  erhebliche  Verschiedenheiten.  Um 
die  Hauptunterschiede  kurz  hervorzuheben,  dürfte  es  am  besten 
sein,  zu  zeigen,  inwieweit  die  heute  in  der  Finanzwissen- 
schaft übliche  Gliederung  des  städtischen  Gemeinde- 
Haushalts    in    den    betreffenden  Verwaltungsberichten. 


bezw.  den  Haushalts-Etats  und  Finalabschlüssen  zum  Ausdruck 
gekommen  ist.  Zugleich  wäre  hierbei  zu  untersuchen,  wo  bezw. 
in  welcher  Hinsicht  eine  andere,  entsprechendere  Einteilung  am 
Platze  wäre. 

Ausgabewirtschaft. 

Die  Ausgaben  der  Großstädte  sind  sowohl  nach  der  Zeit 
des  Eintritts  der  Bedürfnisse,  als  nach  der  Art  der- 
selben —  insofern  es  sich  um  die  Aufgaben  handelt,  die 
jene,  wie  oben  erwähnt,  zu  erfüllen  haben,  —  in  den  einzelnen 
Yerwaltungsberichten  usw.  nicht  in  einheitlicher  Weise  unter- 
schieden. In  ersterer  Hinsicht  unterscheidet  man  bekanntlich 
ordentliche  und  außerordentliche  Ausgaben.  Eine 
Trennung  derselben  ist  in  den  Verwaltungsberichten,  abgesehen 
von  dem  von  Cöln,  überall  durchgeführt.  Der  Cölner  Bericht 
führt  zwar  bei  verschiedenen  Verwaltungen  „außergewöhnliche" 
bezw.  „einmalige"  Ausgaben  an,  eine  Zusammenfassung  der- 
selben findet  indessen  nicht  statt,  vielmehr  sind  nur  die  Gesamt- 
ausgaben zusammengestellt. 

In  dem  Verwaltungsbericht  von  Halle  a.  d.  S.  sind  die  außer- 
ordentlichen Ausgaben  als  solche  „außerhalb  des  Haushalts- 
plans" bezeichnet.  Indessen  ist  hier  wie  in  den  übrigen  noch 
nicht  genannten  Berichten  die  Unterscheidung  zwischen  ordent- 
lichen und  außerordentlichen  Ausgaben  in  sehr  verschiedener 
Weise  gemacht  worden.  In  dem  Verwaltungsbericht  von  Düssel- 
dorf gibt  es  außerordentliche  Ausgaben  überhaupt  nur  bei  der 
Schuldenverwaltung  —  unter  ihnen  ist  hier  die  Verwendung 
der  Anleihen,  soweit  sie  für  den  Haushalt  zur  Verfügung  ge- 
stellt sind,  verstanden  — ,  aber  auch  in  den  Berichten  der 
anderen  hier  genannten  Städte  kommt  keine  einheitliche  Unter- 
scheidung der  Ausgaben  nach  der  Zeit  des  Eintritts  der  Be- 
dürfnisse zum  Ausdruck.  Es  scheint  vielmehr,  daß  in  dieser 
Beziehung  die  Größe  der  Ausgaben  in  erster  Linie  dafür  be- 
stimmend gewesen  ist,  ob  eine  Ausgabe  als  ordentliche  oder 
als  außerordentliche  zu  bezeichnen  war.  Nach  der  Art  der 
Ausgaben  teilt  man  sie  in  solche  für  staatliche  und  für 
kommunale  Zwecke  ein.  Zu  den  Ausgaben  für  staat- 
liche Zwecke  rechnet  der  Verwaltungsbericht  von  Frank- 
furt a.  M.  unter  der  Rubrik  „Leistungen  für  staatliche  Zwecke" 
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die  Aufwendungen  für  die  Standesämter,  die  städtische  Militär- 
Kommission,  den  Stadt- Ausschuß,  die  städtische  Arbeitsver- 
mittelung, die  Handwerkskammerbeiträge,  die  Steuern  des  Be- 
zirksverbandes, die  Kosten  der  Königlichen  Polizeiverwaltung, 
sowie  diejenigen  der  Krankenpflege  infolge  der  Bestimmungen  des 
Reichsseuchengesetzes  und  die  des  Impfgeschäfts.  In  Halle  a.  d.  S. 
gehören  zu  den  „Staats-  und  Provinziallasten"  außer  den  Aus- 
gaben für  Militärwesen  und  Standesämter,  den  Handwerks- 
kammerbeiträgen und  den  Provinzialsteuern  die  Aufwendungen 
für  die  Prüfung  von  Gebäudesteuersachen,  die  Vertretung  der 
Stadt  im  Herrenhause,  sowie  für  die  Reichs-  und  Landtags- 
wahlen.  In  den  Berichten  von  Cöln  und  Düsseldorf  sind  unter 
der  Bezeichnung  „Ausgaben  für  Staats-  und  Provinzial-Zwecke" 
nur  die  Provinzial- Umlagen  verstanden.  Der  Verwaltungs- 
bericht  von  Breslau  gibt  bei  der  „Allgemeinen  Verwaltung" 
als  „Leistungen  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Verpflich- 
tungen" nur  die  Kosten  der  Königlichen  Ortspolizei -Verwaltung 
und  die  zu  dem  Provinzialzuschuß  an.  In  dem  Berliner  Be- 
richt finden  sich  unter  der  entsprechenden  Bezeichnung  Aus- 
gaben überhaupt  nicht  angeführt. 

Die  Ausgaben  für  kommunale  Zwecke  sind  in  den 
einzelnen  Verwaltungsberichten  in  so  verschiedener  Weise  ge- 
gliedert, daß  es  zu  weit  führen  würde,  die  Unterschiede  in 
dieser  Beziehung  bis  ins  einzelne  zu  verfolgen. 

Der  Mangel  einer  einheitlichen  Unterscheidung  der  Aus- 
gaben in  den  Verwaltungsberichten,  sowohl  nach  der  Zeit  des 
Eintritts  der  Bedürfnisse  als  nach  der  Art  derselben,  trägt 
ganz  besonders  dazu  bei,  den  Vergleich  der  einzelnen  Ver- 
waltungsberichte recht  schwierig  zu  gestalten.  Um  gleich- 
artige Positionen,  die  man  vergleichen  kann,  zu  erhalten,  muß 
man  dieselben  in  den  verschiedenen  Berichten  unter  den  mannig- 
faltigsten Verwaltungen  zusammensuchen.  Abgesehen  davon, 
daß  dies  meist  sehr  mühsam  und  zeitraubend  ist,  erhält  man 
über  manche  Ausgabeposten,  selbst  wenn  man  auf  die  Haus- 
halts-Etats und  Finalabschlüsse  zurückgreift,  vielfach  keine 
Auskunft,  weil  die  betreffenden  Ausgaben  in  anderen  — 
größeren  —  mit  inbegriffen  sind.  Andererseits  ist  es  aber  für 
die  Beurteilung  der  einzelnen   städtischen  Gememdehaushalte 
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auch  von  Bedeutung,  zu  erfahren,  welche  Ausgaben  einem 
dauernden,  und  welche  nur  einem  vorübergehenden  Bedürfnis 
entsprechen,  sowie  Aufschluß  darüber  zu  erhalten,  wie  sich  das 
Verhältnis  der  Ausgaben  für  staatliche  zu  denen  für  Gemeinde- 
zwecke in  den  einzelnen  Großstädten  stellt. 

Es  wäre  daher  eine  einheitliche  Gliederung  der  Ausgaben 
in  den  verschiedenen  Yerwaltungsberichten  in  diesem  Sinne  ent- 
schieden am  Platze. 

Danach  würden  zu  den  ordentlichen,  einem  dauernden 
Bedürfnis  entsprechenden,  Ausgaben  von  solchen  für  staat- 
liche Zwecke  diejenigen  Aufwendungen  gehören,  die  durch 
x\.ufgaben  bedingt  sind,  welche  eigentlich  dem  Staat  zufallen, 
durch  gesetzliche  Verfügungen  aber  den  Städten  zugewiesen 
sind,  weil  bei  ihnen  die  Rücksichtnahme  auf  örtliche  Interessen 
und  Hülfsmittel  besonders  geboten  erscheint. 

Das  sind  auf  dem  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  - 
abgesehen  von  denProvinzialsteuern1)  —  die  Aufwendungen 
für  die  Ortspolizei2),  das  Zivilstandswesen3)  und  die 
Reichs-4)  und  L  and  tags  wählen  5) :  auf  dem  derMilitär- 
Verwaltung  die  Ausgaben  für  Gewährung  von  Quartier 
und  Verpflegung  für  Mannschaften  und  Pferde,  sowie 
die  Gestellung  von  Vorspann6),  die  Unterstützung  von 
Familien  zu  Friedensübungen  eingezogener  Reservisten 
und  Landwehrleute7)  und  die  Führung  von  Rekru- 
tierungs-Stamm- und  Landsturmrollen8):  auf  dem  der 
Rechtspflege  die  Aufwendungen  für  die  Gewerbe-9)  und 


*)  S.  Provinzialordnungen  v.  19.  März  1881,  v.  8.  Mai  1886,  v.  1.  Juni  1887. 
v.  27.  Mai  1888,  v.  18.  Mai  1889  und  Kommunal-Abgaben-Gesetz  v.  14.  Juli  L893. 

2)  S.  Städteordnungen  für  die  6  östlichen  Provinzen  der  preußischen  • 
Monarchie  v.  30.  Mai  1853  u.  für  die  Rhein-Provinz  v.  15.  Mai  1856  und 
Gemeinde verfassungs  -  Gesetz  von  Frankfurt  a.  M.  v.  25.  März  1867.  sowie 
Preußische  Gesetze  über  die  Ortspolizei -Verwaltung  v.  11.  März  1850  u.  v. 
20.  April  1892. 

:M  S.  Efceichsgesetz  v.  6.  Februar  1875. 

*)  S.  Reichsgesetz  v.  31.  Mai  1869. 

R)  Preußisches  Gesetz  v.  30.  Mai  1849. 

8)  Reichs-Militär-Gesetze  v.  2.  Mai  1874  u.  v.  24.  Mai  1898. 

7)  Reichs-Gesetz  v.  10.  Mai  1892. 

8)  Wehrordnimg  v.  22.  November  1888. 

9)  Reichs-Gesetze  v.  29.  Juli  1890  u.  v.  30.  Juni  L901. 
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Kau  fm  a  n  n  s  g  er  i  c  Ii  t  e  l)  (einschließlich  der  Wahlen  für  die- 
selben). Von  den  Ausgaben  für  Kaufmannsgerichte  muß  in- 
dessen in  dieser  Arbeit  abgesehen  werden,  da  die  betreffende 
gesetzliche  Verfügung  erst  im  Jahre  1904  erlassen  worden  ist, 
während  hier  nur  die  Verwaltungsberichte  usw.  vom  Rechnungs- 
jahre 1903  Berücksichtigung  gefunden  haben.  Auch  die  Auf- 
wendungen auf  dem  Gebiet  der  staatlichen  Steuervcr- 
ver waltung  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der 
Staatssteuern2),  sowie  auf  dem  der  allgemeinen  Landes- 
verwaltung hinsichtlich  der  Mitwirkung  bei  der  Arbei- 
ter-, Invaliden-,  Alters-3),  Kranken-4)  und  Unfall- 
versicherung5) gehören  hierher.  Leider  ist  es  nicht  möglich, 
sie  hier  zu  berücksichtigen,  weil  dieselben  sich  aus  anderen 
Ausgabepositionen,  in  welchen  sie  in  den  Verwaltungsberichten 
enthalten  sind,  auch  unter  Zuhülfenahme  der  Haushalts-Etats 
und  der  Finalabschlüsse  nicht  herausschälen  lassen. 

Die  übrigen  Ausgaben  würden  solche  für  kommunale 
Zwecke  sein.  Die  Finanzwissenschaft  unterscheidet  bei  diesen 
zwischen  Aufwendungen  für  obligatorische  und  für  fakul- 
tative kommunale  Zwecke.  Zu  den  ersteren  rechnet  sie 
alle  diejenigen,  welche  jede  auf  der  Höhe  ihrer  Aufgaben  stehende 
Stadt  durchzuführen  hat,  und  deren  Durchführung  event.  von  der 
Aufsichtsbehörde  erzwungen  werden  kann.  Es  sind  dies 
namentlich  die  Ausgaben  für  das  Schulwesen,  das  Armen- 
wesen, Brücken  -  und  Wege  -  sowie  das  Feuerlöschwesen. 
Bei  den  Großstädten  darf  man  indessen  von  dieser  Unterscheidung 
der  Ausgaben  wohl  absehen.  Nicht  nur,  daß  es  undenkbar  er- 
scheint, daß  ein  derartiges  Gemeinwesen  sich  diesen  Ausgaben, 
die  in  seinem  eigensten  Interesse  liegen,  entziehen  sollte,  die 
Großstädte  sind  auch  hinsichtlich  der  Aufwendungen  auf  den 
genannten  Gebieten  fast  überall  so  weit  über  das  vom  Staat 
gesetzlich  geforderte  Maß  hinausgegangen,  daß  auch  diese  Aus- 

*)  Reichs-Gesetz  v.  H.  Juli  1904. 

2)  S.  Einkommensteuer-Gesetz  (Preußisches)  v.  24.  Juni  1891. 

3)  Reichs  -  Gesetz  über  die  Alters-  und  Invaliden -Versicherung  v. 
22.  Juni  1889. 

4)  Krankenversicherungs-Gesetz  (Reichs-Gesetz)  v.  15.  Juni  1883  u.  v. 
10.  April  1892. 

5)  Unfallversicherungs-Gesetz  (Reichs-Gesetz)  v.  17.  Juli  1887. 
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gaben  zum  großen  Teil  als  solche  für  fakultative  kommunale 
Zwecke  bezeichnet  werden  können. 

Wenn  man  hier  demnach  nur  von  Ausgaben  für  kommu- 
nale Zwecke  überhaupt  spricht,  so  würde  sich  eine  ein- 
heitliche Gliederung  derselben  in  den  Yerwaltungsberichten  etwa 
nach  folgenden  Grundsätzen  empfehlen : 

Zunächst  sind  bei  ihnen  1.  die  Ausgaben  für  die  allgemeine 
städtische  Yerwaltung  zu  unterscheiden,  zu  denen  in  dieser 
Beziehung  alle  Aufwendungen  der  Städte  gehören,  soweit  sie 
nicht  unter  die  nachstehend  aufgeführten  besonderen  Verwal- 
tungen fallen.  Weiter  folgen  2.  die  Ausgaben  für  das  Feuer- 
löschwesen sowie  3.  für  die  Erhaltung  und  Unterhaltung  des 
Gemeinde-Eigentums.  Letztere  zerfallen  in  diejenigen  für 
das  Grund-  und  das  Kapitalvermögen.  Die  Ausgaben  für 
das  Kapitalvermögen  einschl.  derjenigen,  welche  die  Verwaltung 
der  städtischen  Anleihen  und  sonstigen  Schulden  er- 
forderlich macht,  bestehen  vor  allem  in  der  Verzinsung  und 
Tilgung  der  Schulden  sowie  den  Ausgaben  für  die  Schul d- 
aufnahme.  Dann  sind  4.  die  Aufwendungen  für  das  Armen- 
und  Krankenwesen  zu  nennen.  Es  sind  dies  namentlich  die 
Ausgaben  für  die  o f f ene  und  geschlossene  Armenpflege, 
die  Wais enp fl ege  einschl.  der  Fürsorgepflege  für  eingeseg- 
nete Waisen,  für  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder 
und  die  Arbeitshäuser  sowie  für  die  Obdachlosen,  die 
ihren  Unterstützungswohnsitz  nicht  in  der  Gemeinde  haben,  für 
allgemeine  städtische  Krankenhäuser  und  Siechen- 
anstalten,  sowie  für  besondere  Anstalten  in  dieser  Be- 
ziehung (Lungenheilstätten,  Genesungsheime,  Irren- 
anstalten u.  a.),  schließlich  auch  die  Ausgaben  für  die  Stif- 
tungen, die  dem  Interesse  der  Armen  resp.  Unbemittel- 
ten und  Kranken  dienen.  Weiter  folgen  die  Ausgaben  5.  für 
die  B  ad e  ans t alt  en  und  6.  für  das  Bestattungswesen  und 
die  Friedhöfe  sowie  7.  die  Ausgaben  für  verschiedene 
Einrichtungen  der  öffentlichen  Gesundheitspflege 
z.  B.  für  das  Impfwesen,  die  Verhütung  und  Bekämpfung  von 
Seuchen,  für  städtische  Sanitätsstuben  und  Unfall- 
stationen, die  Unterstützung  von  II ettungss  I  ati on e n  u.  a. 
Außerdem  sind  die  Ausgaben  für  die  Unterhaltung  8.  der  ge- 
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pflasterten  Straßen,  Chausseen  und  Landwege,  der 
Ufer  anlagen,  Brücken,  Brunnen,  Kunstdenkmäler 
und  Bedürfnisanstalten,  ferner  9.  der  städtischen  Park- 
uml  Schmuckanlagen  sowie  10.  für  die  Reinigung  und 
B  esprengung  und  11.  für  die  Beleuchtung  der  Straßen 
und  Plätze  zu  erwähnen.  Das  geistige  Wohl  der  Ge- 
meindeangehörigen haben  im  Auge:  12.  die  Aufwendungen 
für  das  städtische  Schulwesen  (einschl.  derjenigen  für  die 
Schulstiftungen),  13.  für  Kunst  und  Wissenschaft  (für 
Theater,  Museen  und  Gemäldegalerien,  die  Pflege  der 
Musik,  für  Archive  und  Bibliotheken,  soweit  es  sich  nicht 
um  Volksbibliotheken  handelt,  die  Unterstützung  von  künst- 
lerischen und  wissenschaftlichen  Yer einen  und  für  die  Stif- 
tungen zu  gemeinnützigen  Zwecken),  14.  für  Volksbil dung 
(für  Yolksbibliotheken  und  -  Lesehallen  und  die  Unter- 
stützung von  Vereine  nfürVolksbildung),  sowie  15.  die- 
jenigen für  die  städtischen  statistischen  Amt  er  und  Sta- 
tistiküberhaupt. 16.  Schließlich  wären  als  „verschiedene 
Ausgaben"  alle  diejenigen  zu  bezeichnen,  welche  sich  unter 
die  vorgenannten  nicht  einfügen  lassen.  Die  Ausgaben  für 
Hochbauten  sind  bei  dieser  Einteilung  nicht  besonders  be- 
rücksichtigt, sondern,  soweit  es  sich  um  die  laufende  bauliche 
Unterhaltung  der  Gebäude  der  verschiedenen  Verwaltungen 
handelt,  auf  diese  verteilt.  Die  außerordentlichen  Ausgaben 
hätten  in  der  bei  den  ordentlichen  Ausgaben  erwähnten  Reihen- 
folge alle  diejenigen  Aufwendungen  für  staatliche  und  kom- 
munale Zwecke  zu  umfassen,  welche  nur  einem  vorüber- 
gehende Bedürfnis  entsprechen.  Hinsichtlich  des  Grund- 
vermögens und  der  gewerblichen  Betriebe  würden  also 
hier  neben  den  Ausgaben  für  Erweiterungs-,  Um-  und  Neubauten 
besonders  diejenigen  für  die  planmäßige  Erweiterung 
des  Gemeinde-Eigentums  in  Betracht  kommen.  Bezüglich  des 
Kapitalvermögens  wären  hier,  abgesehen  von  der  außer- 
ordentlichen Tilgung  der  städtischen  Schulden  sowie  einmaligen 
durch  die  Schuldenaufnahme  bedingten  Aufwendungen,  nament- 
lich diejenigen  für  Kapitalansammlung  (Verstärkung  der 
Reservefonds,  der  zinsbaren  Anlegung  von  Uberschüssen,  nicht 
verwendeten  Zinsen  usw.)  zu  nennen.   Hinsichtlich  der  Straßen 
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und  Brücken  usw.  sowie  der  Anlagen  kommt  es  hier  vor 
allem  auf  die  Neu  anläge  von  Straßen,  Brücken  usw.  sowie 
auf  die  Herstellung  neuer  Anlagen  an.  Die  Ausgaben  für 
Hochbauten  sind,  soweit  es  sich  um  Neu-,  Erweiterungs- 
oder bedeutendere  Umbauten  der  Gebäude  der  ver- 
schiedenen Verwaltungen  handelt,  auf  letztere  verteilt. 

Einnahmewirtschaft. 

Bezüglich  der  Gliederung  der  Einnahmen,  die  man  be- 
kanntlich nach  der  Regelmäßigkeit  ihres  Eingehens  in 
ordentliche  und  außerordentliche  und  nach  der  Quelle, 
aus  der  sie  fließen,  in  privatwirtschaftliche  und  öffent- 
lich-rechtliche einteilt,  zeigt  sich  —  wenigstens  in  großen 
Zügen  —  in  den  Verwaltungsberiehten  zwar  eine  größere  Ein- 
heitlichkeit als  bei  der  Ausgabewirtschaft,  immerhin  finden  sich 
im  einzelnen  auch  bei  ihnen  so  manche  Verschiedenheiten,  die 
einen  Vergleich  der  einzelnen  Gemeindehaushalte  erschweren. 

Wie  bei  den  Ausgaben  sind  in  dem  Verwaltungsbericht  von 
Cöln  die  außerordentlichen  Einnahmen  bei  einzelnen  Verwal- 
tungen zwar  als  „außergewöhnliche"  oder  „einmalige"  bezeichnet, 
im  ganzen  aber  nicht  besonders  aufgeführt,  und  in  dem  von 
Düsseldorf  nur  die  Anleihen  als  außerordentliche  Einnahmen 
hervorgehoben.  In  den  übrigen  Berichten,  die  die  Trennung 
zwischen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Einnahmen  durch- 
geführt haben,  ist  dies  nicht  in  einheitlicher  Weise  geschehen. 
Der  Verwaltungsbericht  von  Breslau  rechnet  z.  B.  zu  den  außer- 
ordentlichen Einnahmen  nur  den  Überschuß  der  Einnahmen  des 
Vorjahres  und  auch  in  den  Berichten  von  Berlin,  Frankfurt  a.  M. 
und  Halle  a.  d.  S.  finden  wir  unter  den  außerordentlichen  Ein- 
nahmen (in  Halle  a.  d.  S.  denjenigen  außerhalb  des  Haushalts- 
plans) manche,  die  man  entsprechend  der  in  der  Finanz - 
Wissenschaft  üblichen  Einteilung  wohl  richtiger  als 
ordentliche  bezeichnet.  Nach  jener  gliedern  sich  von  den 
ordentlichen  Einnahmen  die  privatwirtschaftlichen  in 
solche  aus  Gemeindevermögen  und  aus  gewerblichen 
Betrieben,  die  öffentlich-rechtlichen  in  die  Einkünfte 
aus  den  Abgaben  der  Gemeindeangehöri  g e n  (Ge- 
bühren und  Beiträge  einerseits  und  Steuern  andererseits) 
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und  in  die  Zuwendungen  des  Staates  und  der  höheren 
K  o  m  munalverbänd  e. 

Zu  den  Einkünften  aus  stä  dti sc hem  Yerm  ögen  werden 
die  Einnahmen  aus  dem  Grund-  und  aus  dem  Kapital- 
vermögen gerechnet.  Zu  ersteren  gehören  die  Einnahmen  aus 
Mieten  und  Pächten  von  bebauten  und  unbebauten  Grundstücken, 
aus  dem  Ertrage  der  Land-  und  Forstwirtschaft  (  einschl.  der  land- 
wirtschaftlichen Nebenbetriebe)  sowie  die  Einkünfte  aus  der  Jagd- 
und  Fischereipacht.  Einnahmen  aus  Kapitalvermögen  bilden  die 
Zinsen  aus  Schuldforderungen  und  Spareinlagen.  Wertpapieren. 
Effekten  u.  a..  sowie  aus  den  verschiedenen  Fonds  des  Gemeinde- 
haushalts und  aus  den  Stiftungen.  Abgesehen  davon,  daß  in  dem 
Verwaltungsbericht  von  Berlin  die  Einnahmen  aus  den  Riesel- 
feldern zu  den  Einkünften  aus  den  Kanalisationswerken,  die  hier 
zu  den  städtischen  Betrieben  (&.  S.  17)  gehören,  gezählt  werden, 
während  sie.  wie  es  in  dem  Breslauer  Bericht  geschehen  ist. 
besser  zu  den  Einnahmen  aus  Grundvermögen  gerechnet  werden, 
sowie  davon,  daß  sich  der  Ausdruck  r Einnahmen  aus  Kapital- 
vermögen^ nur  in  den  Yerwaltungsberichten  von  Cöln  und 
Düsseldorf  findet  —  die  übrigen  Berichte  führen  diese  Einkünfte 
als  solche  aus  der  Vermögens-  und  Schuldenverwaltung  an — .  ist 
die  obige  Einteilung  in  sämtlichen  Berichten  durchgeführt.  Weiter 
muß  man  außer  diesen  Einnahmen  aus  dem  werbenden  Ge- 
meindevermögen auch  diejenigen  Einkünfte  hierbei  berück- 
sichtigen, welche  die  Nutzung  des  zu  ö ffentlichen  Zwecken 
bestimmten  rVerwaltungsverm  ögens  u  einbringt.  Diese 
sind  in  den  verschiedenen  Verwaltungsberichten  entweder  mit 
unter  den  Einnahmen  aus  dem  werbenden  Vermögen,  unter  den 
Anerkennungs-j  Gebühren,  den  Beiträgen  oder  unter  den  „ver- 
schiedenen" Einnahmen  zu  finden.  Zu  den  genannten  Einnahmen 
wären  einheitlich  alle  diejenigen  zu  zählen,  welche  von  Straßen- 
und  Kleinbahn-  sowie  Gas-  und  Elektrizitätsgesellschaften  für 
die  Erlaubnis,  städtisches  Straßen-  und  Platz  -  Terrain  mit 
Schienen  zu  belegen  und  zu  befahren,  bezw.  Röhren  zu  Leitungen 
in  demselben  zu  legen,  eingehen.  Ebenso  gehören  hierher  die 
Einkünfte  von  Unternehmern  und  Gesellschaften  für  die  Ge- 
nehmigung. Bedürfnisanstalten.  Trinkhallen,  Zeitungskioske.  An- 
schlagssäulen und  Verkaufsstände  auf  Straßen  und  Plätzen  zu 
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errichten,  Plakate  und  Schilder  an  Häusermauern  anzubringen. 
Brückengeld  auf  städtischen  Brücken  zu  erheben,  Balkons  und 
Erker  anzulegen,  sowie  sonstige  Einnahmen  für  die  Überlassung 
öffentlichen  Eigentums  zu  privatem  Gebrauch.  Bezüglich  der 
Ansicht,  welche  Einnahmen  zu  den  Üb  er  Schüssen  aus 
städtischen  Gewerbebetrieben  rechnen,  zeigen  sich  in 
den  einzelnen  Verwaltungsberichten  nicht  unerhebliche  Ver- 
schiedenheiten. Zunächst  findet  sich  der  Ausdruck  „gewerbliche" 
resp.  „wirtschaftliche  Betriebe"  nur  in  den  Berichten  von  Breslau 
und  Frankfurt  a.  M.,  alle  übrigen  führen,  außer  dem  von  Berlin, 
in  dem  sich  besondere  Einnahmen  aus  städtischen  „Werken"  an- 
gegeben finden,  nur  Einnahmen  aus  „Gemeinde- Anstalten  und 
-Einrichtungen"  überhaupt  an.  Nun  ist  ja  allerdings  auch  in 
der  Finanzwissenschaft  der  Unterschied  zwischen  Einnahmen 
aus  städtischen  Gewerbebetrieben,  die  privatwirtschaftlicher,  und 
denen  aus  Gebühren  für  die  Benutzung  von  Gemeinde-Anstalten 
und  -Einrichtungen,  die  öffentlich-rechtlicher  Natur  sind,  keines- 
wegs ein  absolut  feststehender.  Man  wird  auch  kaum  für  alle 
Städte  sagen  können :  diese  Einnahmen  sind  solche  aus  städti- 
schen Gewerbebetrieben  und  jene  solche  aus  Gebührenverwal- 
tungen. Eher  dürfte  es  wohl  angezeigt  erscheinen  als  Ein- 
nahmen aus  Gewerbebetrieben  in  jeder  Stadt  die  Überschüsse 
derjenigen  Verwaltungen  zu  bezeichnen,  welche  von  der  eigent- 
lichen Kämmereiverwaltung  unabhängig  sind,  und  bei  welchen 
deutlich  ersichtlich  ist,  daß  das  Prinzip  der  Erzielung  von 
Überschüssen  das  des  öffentlichen  Interesses  über- 
steigt. Danach  würden  zu  den  wirtschaftlichen  Betrieben  zu  zählen 
sein :  in  Berlin  die  Gas-,  Wasser  -  und  Kanalisations werke, 
der  Viehmarkt  und  Schlachthof  (einschl.  der  Fleisch- 
beschau), die  Verwaltung  des  Abladewesens,  der  Markt- 
hallen und  des  Hafens;  in  Breslau  die  Gas-,  Wasser- und 
Elektrizitätswerke,  die  städtische  Straßenbahn,  der 
Hafen,  der  Vieh-  und  Schlachthof  (einschl.  der  Fleisch- 
beschau), das  Marktwesen,  die  Sparkasse,  das  Leihhaus 
und  die  städtische  Bank:  in  Cöln  die  Gas-,  Wasser-  und 
Elektrizitäts werke,  die  Straßen  -  und  Kleinbahnen,  der 
Vieh-  und  Schlachthof  (einschl.  der  Fleischbeschau),  der 
Ha f en ,  die  Sparkasse  und  das  Leihhaus;  in  Frankfurt  a.  M. 
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die  Markt  Verwaltung  und  die  öffentlichen  Wages  teilen,  der 
Vieh-  und  Schlachthof  (einschl.  der  Fleischbeschau),  Hafen 
und  1  i  a  g  e  r  Ii  ä  u s  er  (einschl.  der  Hafen-  und  Verbindungsbahn 
und  der  Hafenbahnhöfe),  die  Gas-,  Wasser-  und  Elektri- 
zitätswerke (einschl.  des  Elektrizitäts-  und  Bahnamts),  die 
K  a  n  a  lisations werke,  die  Straßen-  und  Kleinbahnen, 
die  Sparkasse  und  das  Leihhaus;  in  Düsseldorf  die  Gas-, 
Elektrizitäts-  und  "Wasserwerke,  der  Vieh  -  und  Schlacht- 
hof (einschl.  der  Fleischbeschau),  der  Hafen,  das  Lei hamt 
und  die  Sparkasse;  in  Halle  a.  d.  S.  die  Gas-,  Wass  er- und 
Elektrizitätswerke,  der  Vieh-  und  S chl  a ch  th o f  (einschl. 
der  Fleischbeschau),  das  Leihhaus  und  die  Sparkasse. 

Bei  den  öffentlich-rechtlichen  Einnahmen  kommt, 
wenn  man  von  der  eben  erwähnten  Verschiedenheit  hinsichtlich 
der  Unterscheidung  zwischen  Gewerbebetrieben  und  Gebühren- 
verwaltungen absieht,  die  Scheidung  der  Abgaben  der  Gemeinde- 
angehörigen in  Gebühren  und  Beiträge  einerseits  und  in 
Steuern  andererseits  in  den  Verwaltungsberichten  nicht  immer 
scharf  genug  zum  Ausdruck.  So  gehören  in  Berlin  zu  der 
Steuerverwaltung  außer  den  eigentlichen  Steuern  die  Suble- 
vationsbeiträge  (zur  Erleichterung  der  Quartierlasten),  die  Vieh- 
seuchenabgabe, die  Handwerkskammerbeiträge  und  die  An- 
erkennungsgebühren, in  Frankfurt  a.  M.  die  Jagdscheingebühren, 
außerdem  rechnet  hier  das  Einquartierungsgeld,  das  ungefähr 
den  Berliner  Sublevationsbeiträgen  entspricht,  zu  den  direkten 
Steuern,  der  Düsseldorfer  Bericht  zählt  die  Jagdscheingebühren 
unter  den  indirekten  Steuern  auf,  der  Verwaltungsbericht  von 
Halle  a.  d.  S.  bringt  die  Baupolizeigebühren  unter  den  Gemeinde- 
steuern. Dies  widerspricht  aber  der  Anschauung  der  Finanz- 
wissenschaft,  nach  welcher  die  Gebühren  und  Beiträge 
Entgelte  für  bestimmte  Leistungen  sind,  während  die 
Steuern  ohne  Rücksicht  auf  eine  bestimmte  Gegen- 
leistung von  den  Städten  erhoben  werden. 

Was  die  Gebühren  und  Beiträge  im  Besonderen  betrifft, 
so  kommt  bei  ihnen  die  in  der  Finanzwissenschaft  übliche  Unter- 
scheidung nach  Verwaltungsgebühren,  die  für  die  Vor- 
nahme öffentlicher  Handlungen  von  Gemeindeorganen,  Be- 
nutzungsgebühren, die  für  die  Benutzung  von  Gemeinde- 
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Anstalten  und  -Einrichtungen,  und  Beiträgen, die  für  gewisse 
Vorteile,  welche  die  Gemeindeanstalten  usw.  für  einen  Teil 
der  Gemeindeangehörigen  haben,  zu  den  Kosten  dieser  Anstalten 
und  Einrichtungen  von  den  genannten  Gemeindeangehörigen  er- 
hoben werden,  in  den  Verwaltungsberichten  nur  sehr  unvoll- 
kommen zum  Ausdruck.  Abgesehen  von  den  oben  erwähnten 
Gebühren  und  Beiträgen,  die  in  einzelnen  Verwaltungsberichten 
unter  den  Steuern  resp.  bei  der  Steuerverwaltung  aufgeführt 
sind,  findet  sich  unter  der  Bezeichnung  „Gemeindeabgaben"  in 
den  sämtlichen  Berichten  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  der  Gebühren 
und  Beiträge.  Das  sind  in  Cöln  die  Kanalisationsgebühren  sowie 
die  Gebühren  für  Auskunfterteilung,  in  Frankfurt  a.  M.  das 
Schulgeld,  die  Kanalgebühr  und  die  Kanalbeiträge,  das  Wasser- 
geld, die  Baupolizei-  und  die  Vollstreckungsgebühren  sowie  ver- 
schiedene Gefälle  und  städtische  Nebenerhebungen,  in  Breslau 
die  Kanalisationsgebühr,  die  Gefälle  vom  offenen  Verladepiatz, 
die  Gebühren  für  Benutzung  des  Packhofes  und  der  Stadtwage, 
sowie  die  Chaussee-  und  Fährgelder.  Die  übrigen  Benutzungs- 
und Verwaltungsgebühren  sowie  die  Beiträge  sind  in  den  Ein- 
nahmen der  verschiedenen  Verwaltungen  mit  inbegriffen.  Eine 
leichtere  Übersicht  über  die  Einnahmen  aus  Gebühren  und  Bei- 
trägen würde  jedenfalls  ermöglicht  werden,  wenn  in  den  Ver- 
waltungsberichten unter  den  Abgaben  der  Gemeindeangehörigen 
ebenso  wie  es  bei  den  Steuern  geschieht,  auch  die  sämtlichen 
Gebühren  und  Beiträge  zusammengestellt  würden. 
Hierbei  würde  folgende  Einteilung  zweckmäßig  sein:  1.  Ein- 
nahmen aus  Verwaltungsgebühren,  2.  Einnahmen  aus 
Gemeinde-Anstalten,  -Einrichtungen  und-Anlagen, 
soweit  dieselben  nicht  unter  die  gewerblichen  Betriebe  fallen, 
an  Gebühren  und  Beiträgen.  Die  letztgenannten  Einnahmen 
hätten  sich  zu  gliedern:  a)  in  Einnahmen  an  Gebühren  und 
Beiträgen  für  die  direkte  Benutzung  der  genannten 
Anstalten  usw.  resp.  zu  den  Kosten  derselben,  b)  in 
Einnahmen  an  Gebühren  für  die  Abgabe  von  Neben- 
produkten und  altem  Material. 

Auch  die  Einteilung  der  Steuern  ist  in  den  Verwaltungs- 
berichten keine  durchweg  einheitliche.  Abgesehen  davon,  daß 
in  einigen  Berichten,  wie  erwähnt,  verschiedene  Gebühren  als 
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Steuern  bezeichnet  sind,  fehlt  in  denjenigen  von  Berlin  und 
Frankfurt  a.  M.  die  Unterscheidung  der  Steuern  in  direkte  und 
indirekte,  während  die  Wanderlagersteuer  in  den  Verwaltungs- 
berichten  von  Cöln,  Düsseldorf  und  Halle  a.  d.  S.  als  indirekte, 
in  dem  von  Breslau  als  direkte  Steuer  bezeichnet  ist.  Von  den 
Gemeindesteuern  zählt  die  Finanzwissenschaft  zu  den 
direkten:  die  Einkommensteuer,  die  Steuern  vom 
Grundbesitz,  vom  Gewerbebetrieb  einschl.  der  Be- 
triebs-, Warenhaus-  und  Wanderlagersteuer,  sowie 
gewisse  Aufwands-  (Wohnungs-  und  Mietsteuern, 
Hunde-  und  Lustbarkeits-)  steuern;  zu  den  indirekten 
von  den  Aufwandssteuern  die  Getränkesteuern,  die 
Schlacht-,  Wild-  und  Geflügelsteuer  und  die  Umsatz- 
steuer. Abgesehen  davon,  daß  man  dem  Kommunal  ab  gab  en- 
gesetz zufolge,  welches  im  Anschluß  an  eine  Entscheidung  des 
Oberverwaltungsgerichts  die  Hunde-  und  die  L  us  tb  ar  k  eits - 
Steuer  als  indirekte  ansieht,  diese  Steuern  zu  den  indirekten 
rechnen  muß,  wäre  die  oben  angegebene  Einteilung  der  Steuern 
in  den  Yerwaltungsberichten  sehr  zweckmäßig. 

Die  Einnahmen  aus  den  Beihülfen  des  Staates  und 
der  Provinz  —  diejenigen  von  weiteren  kommunalen  Ver- 
bänden kommen  bei  den  Großstädten,  die  durchgängig  Stadt- 
kreise sind,  nicht  in  Betracht  —  sind  unter  Zuhülfenahme 
der  Haushaltsetats  zwar  überall  zu  ermitteln,  sie  finden  sich 
aber  in  den  einzelnen  Berichten  usw.  an  so  verschiedenen 
Stellen  angeführt,  daß  es  sich  wohl  empfehlen  würde,  daß  eine 
gesonderte  Zusammenstellung  derselben  —  und  zwar  in 
den  Verwaltungsberichten  selbst  —  Platz  fände.  So  hätte  man 
einen  leichteren  Überblick  über  diese  Einkünfte,  deren  Höhe 
für  die  Beurteilung  der  wirklichen  Leistungen  der  Städte  nicht 
ohne  Wichtigkeit  ist.  Bei  dieser  Einteilung  wäre  eine  Trennung 
derjenigen  Einnahmen,  welche  den  Gemeinden  seitens  des 
Staates  und  der  Provinz  auf  Grund  gesetzlicher  Be- 
stimmungen zufließen  und  derjenigen,  zu  welchen  sich  Staat 
oder  Provinz  den  Städten  gegenüher  infolge  besonderer  Ab- 
machungen verpflichtet  haben,  erwünscht.  Zu  den  ersten 
Einkünften  gehören  die  Beihülfen  des  Staates  zudem  Dien  st- 
einkommen,   den   Pensionen   und   der  Alterszulage- 
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kassc  der  Yo lk sschullehrer  und -Lehrerinne  n  sowie  die 
Entschädigungen  seitens  desselben  für  die  Gewährung  von 
Quartier,  die  Verpflegung  von  Mannschaften  und 
Pferden,  die  Gestellung  von  Vorspann,  sowie  die  Unter- 
stützungen von  Familien  der  zu  Übungen  eingezogenen  Re- 
servisten und  Landwehrleute  und  die  Unterstützungen 
leistungsschwacher  Gemeinden  durch  die  Provinz  aus 
dem  Dotationsfonds  für  Armen-,  Brücken-  und  Wegewesen 
(B  erlin  erhält  direkt  vom  Staate  einen  Anteil  aus  diesem 
Fonds),  zu  den  letzteren  die  staatlichen  und  provinziellen  Zu- 
schüsse zu  den  Kosten  des  Schulwesens,  des  Armenwesens, 
für  die  Unterhaltung  von  ehemaligen  Staats  -  undProvin- 
zial-Chausseen  durch  die  Gemeinden,  die  staatlichen  und  pro- 
vinziellen Subventionen  städtischerKunstinstitute  u.a. 

Die  übrigen  ordentlichen  Einnahmen,  welche  unter  den  bis- 
her genannten  nicht  angeführt  sind,  wären  als  verschiedene 
Einnahmen  zu  bezeichnen. 

Die  außerordentlichen  Einnahmen,  bei  deren  Einteilung 
die  Verwaltungsberichte,  wie  erwähnt,  von  sehr  verschiedenen 
Grundsätzen  ausgegangen  sind,  hätten  in  diesen  Berichten  ein- 
heitlich einmal  die  Einkünfte  zu  umfassen,  die  den  Großstädten 
aus  der  Ver äuß erun g  von  Grundbesitz  zufließen.  Weiter 
gehören  hierher  alle  Kapitalzugänge,  die  die  Gemeinden 
infolge  von  Rückzahlung  von  Kapitalien  und  Vor- 
schüssen, durch  Kapitalentnahme  aus  Kassen  und  Fonds 
des  Stadthaushalts,  durch  Zuwendungen  von  Vermächt- 
nissen, Schenkungen  und  Legaten  seitens  Privatpersonen 
erhalten.  Schließlich  rechnen  hierzu  die  im  Laufe  des  Etats- 
jahres flüssig  gemachten  Teile  der  städtischen  Anleihen 
und  sonstigen  Schuldaufnahmen. 

Nicht-Ausscheidung  der  durchlaufenden  Posten. 

Die  letzte,  aber  nicht  die  geringste  Schwierigkeit  des  Ver- 
gleichs der  einzelnen  städtischen  Gemeindehaushalte  liegt  darin, 
daß  in  den  Verwaltungsberichtcn  resp.  den  Haushaltsetats  und 
den  Finalabschlüssen  eine  Ausscheidung  der  durch  die  ver- 
schiedenen Verwaltungen  durchlaufenden  Posten  nicht  vor- 
genommen worden  ist.   Ohne  diese  kann  man  aberunmög- 
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lieh  ein  richtiges  Bild  der  wirklichen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen des  Stadthaushalts  der  einzelnen  Städte  erhalten,  sie 
ist  du  her  für  einen  Vergleich  der  genannten  Finanzverwaltungen 
unbedingt  erforderlich. 

Aufstellung  einer  zum  Vergleich  des  Gemeindehaushalts 
der  Großstädte  geeigneten  Übersicht. 

Entsprechend  den  Vorschlägen,  welche  in  vorstehendem  bei 
der  Schilderung  der  einem  Vergleich  des  Gemeindehaushalts  der 
Großstädte  hauptsächlich  im  Wege  stehenden  Schwierigkeiten 
zur  Beseitigung  derselben  gemacht  worden  sind,  ist  nun  unter 
teilweiser  Benutzung  eines  vom  Königlich  Preußischen  statisti- 
schen Landesamt  gütigst  zur  Verfügung  gestellten  Erhebungs- 
formulars für  die  Ist-Ausgaben  und  -Einnahmen  der  Landkreise 
Preußens  die  folgende  Einteilung  des  Gemeindehaushalts  der 
Großstädte  Preußens  versucht  worden,  nach  welcher  ein  Ver- 
gleich desselben  möglich  erscheint.  In  dieser  Einteilung  sind 
die  wirklichen  Soll-Ausgaben  und  Einnahmen  (d.h.  die 
t ats ächlichen  Ausgaben  und  Einnahmen  einschl.  der 
Ausgabe-  und  Einnahme-Reste)  der  erwähnten  6  Städte 
enthalten,  soweit  sie  aus  den  Verwaltungsberichten  für  das 
Jahr  1903/04  unter  Zuhülfenahme  der  Haushaltsetats  und  der 
Finalabschlüsse  der  städtischen  Kassen  von  Berlin  und  Cöln  des- 
selben Jahres  zu  ermitteln  waren.  Bemerkt  sei  noch,  daß  der 
gesamte  Gemeindehaushalt  (die  Stadtkasse,  die 
selbständigen  Verwaltungen,  Kassen  und  Fonds,  so- 
wie die  Stiftungen)  überall  als  ein  einheitliches  Ganzes 
angesehen  worden  ist,  und  daß  aus  ihm  mit  Hülfe  der  Ver- 
waltungsberichte  usw.  die  durchlaufenden  Posten,  soweit 
es  möglich  war,  ausgeschieden  worden  sind.  Es  sind  daher 
z.  B.  die  Zinsen  von  Vorschüssen,  welche  die  Hauptstadtkasse 
den.  selbständigen  Verwaltungen  gewährt,  die  Zuschüsse  an  die 
letzteren  sowie  die  Einnahmen  der  Stadtkasse  von  den  selb- 
ständigen Verwaltungen  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Anleihen  —  da  angenommen  ist,  daß  der  Stadthaushalt  im 
weitesten  Sinne  allein  die  Verzinsung  und  Tilgung  übernimmt  — 
hier  nicht  mit  enthalten. 
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Vergleich  des  Gemeindehaushalts  der  Großstädte  Preußens. 

Gesamtausgaben. 

Bei  der  Betrachtung  der  Gesamtausgaben  der  Groß- 
städte auf  Grund  der  genannten  Einteilung  (s.  Anlage  1)  fällt 
die  verschiedene  Höhe  derselben  in  den  einzelnen  Städten  so- 
fort ins  Auge.  Unter  den  hier  zum  Vergleich  herangezogenen 
Städten  sind  die  Gesamtausgaben  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
am  geringsten  in  Breslau  (69,27  Jf)  und  am  höchsten  in  Frank- 
furt a.  M.  (226,84  J6). 

Ordentliche  und  außerordentliche  Ausgaben. 

Auch  das  Verh  ältnis  der  ordentlichen  und  der  außer- 
ordentlichen Ausgaben  zu  den  Gesamtausgaben  weicht 
nicht  unwesentlich  voneinander  ab.  Während  in  Berlin  und 
Breslau  die  ordentlichen  Ausgaben  überwiegen,  ist  in  den 
übrigen  vier  genannten  Städten  das  Gegenteil  der  Fall.  Be- 
sonders bemerkenswert  ist  die  Höhe  der  außerordentlichen  Aus- 
gaben in  Cöln,  wo  sie  74,10  °/o  der  Gesamtausgaben  ausmachen. 

Ausgaben  für  staatliche  Zwecke. 

Die  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke  bilden  —  soweit 
sie  ermittelt  werden  konnten  —  (s.  S.  11  und  12  und  Anlage  1, 
Erläuterung  Nr.  4)  einen  verhältnismäßig  sehr  geringen  Bruch- 
teil der  Ausgaben  überhaupt.  Sie  betragen  (die  ordentlichen 
und  außerordentlichen  zusammen)  in  Cöln  und  Frankfurt  a.  M. 
nur  1,60  °/o,  aber  auch  in  Halle,  wo  sie  am  bedeutendsten  sind, 
immerhin  nur  4?74  0/o  der  Gesamtausgaben.  Die  Belastung  der 
Bevölkerung  durch  sie  auf  den  Kopf  derselben  schwankt 
zwischen  2,81  Ji  (Berlin)  und  5,50  Jt>  (Halle). 

Im  Einzelnen  zeigt  die  Höhe  dieser  Ausgaben,  abgesehen 
von  den  Provinzialsteuern  (resp.  Steuern  des  Bezirksverbandes 
in  Frankfurt  a.  M.)  und  den  Ausgaben  für  die  Ortspolizei,  in 
den  verschiedenen  Städten  keine  allzu  erheblichen  Abweichungen. 
Bei  den  Steuern  für  die  Provinz  sind  natürlich  die  besonderen 
Bedürfnisse  dieser  Körperschaften  zu  berücksichtigen,  bei  den 
Aufwendungen  für  die  Ortspolizei  zeigt  sich,  daß,  abgesehen 
von  Berlin,  wo  die  lokalen  Verhältnisse  mitsprechen,  in  den- 
jenigen Städten,  in  welchen,   wie  es  in  den  Großstädten  die 
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Regel  ist,  eine  Königliche  Polizeibehörde  besteht  und  nur 
einzelne  Zweige  der  Ortspolizei  der  städtischen  Verwaltung 
überlassen  worden  sind,  die  Ausgaben  hierfür  geringer  sind  als 
da,  wo  die  Ausübung  der  Polizei  ausschließlich  in  den  Händen 
des  Magistrats  liegt.  Letzteres  trifft  bezüglich  der  hier  ge- 
nannten Städte  auf  Düsseldorf  und  Halle  a.  S.  zu. 

Ausgaben  für  kommunale  Zwecke. 

Von  den  Ausgaben  für  kommunale  Zwecke  kommen 
zunächst  diejenigen  in  Betracht,  welche  mehr  allgemeiner 
Natur  sind,  nämlich  für  die  allgemeine  städtische  Ver- 
waltung, das  Feuerlöschwesen  und  die  Verwaltung 
des  Gemeinde-Eigentums1). 

Ausgaben  für  die  allgemeine  städtische  Verwaltung. 

Der  Unterschied  ,  der  Höhe  der  Ausgaben  für  die  all- 
gemeine Verwaltung  in  den  einzelnen  Großstädten  — 
3,15  Jo  (Halle)  bis  11,78  (Frankfurt  a.  M)  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  resp.  2,71  °/o  (Halle)  bis  8,88%  (Breslau)  der 
Gesamt- Ausgaben  —  läßt  sich  durch  die  Verschiedenheit  der 
örtlichen  Verhältnisse  erklären. 

Hinsichtlich  der  Ausgaben  für  das  Feuerlöschwesen 
ist  bei  der  Verschiedenheit  der  Höhe  derselben  —  0,69  J&  (Halle") 
bis  3,15  J(o  (Berlin)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  resp.  0,60  % 
(Halle)  bis  3,50  °/o  (Berlin)  der  Gesamt-Ausgaben  —  zu  be- 
rücksichtigen, daß  in  einigen  Großstädten  (Berlin  und  Breslau ) 
die  Aufwendungen  für  städtische  Feuersozietäten  hierbei  eine 
Rolle  spielen,  in  Berlin  bildet  die  Verwaltung  des  Feuer- 
löschwesens übrigens  einen  Teil  der  Königlichen  Ortspolizei, 
und  die  Stadt  zahlt  einen  jährlichen  Beitrag  an  die  Königliche 
Polizei-Hauptkasse. 


r)  Bezüglich  der  allgemeinen  städtischen  Verwaltung  und  der  des 
städtischen  Gemeinde-Eigentums  bestehen  von  gesetzlichen  Verfügungen  die 
t  S.  11.  Anmerkung  2  genannten)  Städteordnungen,  für  erstere  außerdem  das 
(preußische)  Gesetz  betr.  die  Anstellung  und  Versorgung  der  Kommunal- 
Beamten  v.  30.  Juli  1899.  hinsichtlich  des  Feuerlöschwesens  ist,  soweit  dieses 
nicht  durch  Ortsstatut  geregelt  ist,  dafür  das  (preußische)  Gesetz  v.  21.  Juli  1904 
maßgebend. 
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Ausgaben  für  die  Verwaltung  des  Gemeinde-Eigentums. 

Die  Ausgaben  für  die  Verwaltung,  sowie  die  Unterhaltung 
des  Gemeinde-Eigentums  macht  den  bei  weitem  größten 
Teil  der  Gesamt- Ausgaben  aus. 

Unter  Gemeinde  -  Eigentum  sind  das  Grund-  und  das 
Kapitalvermögen,  sowie  die  städtischen  Gewerbe- 
betriebe zu  verstehen.  Hinsichtlich  der  Ausgaben  für  die 
letzteren  sind  hier  allerdings  nur  die  außerordentlichen 
Aufwendungen  angeführt,  während  die  ordentlichen  in  den 
Uber  Schüssen  dieser  Betriebe  Berücksichtigung  gefunden 
haben  (s.  S.  33).  Aus  der  Anlage  1  geht  hervor,  wie  bedeutend 
einmal  diese  Ausgaben  und  wie  verschieden  dieselben  zugleich 
in  den  einzelnen  Großstädten  sind. 

In  Berlin,  Breslau  und  Düsseldorf  stellen  sie  annähernd  ^ 
in  Halle  mehr  als  die  Hälfte,  und  in  Cöln  und  Frankfurt  a.  M. 
ungefähr  2/3  der  gesamten  Ausgaben  dar.  Bei  den  ordentlichen 
Ausgaben  schwankt  das  Verhältnis  zu  den  Gesamt-Ausgaben 
zwischen  18,73  °/o  (Breslau)  und  25,61  °/o  (Cöln),  bei  den  außer- 
ordentlichen zwischen  54,84  °/o  (Düsseldorf)  und  90,07  °/o  (Frank- 
furt a.  M.)  der  Ausgaben  überhaupt.  Die  Belastung  der  Be- 
völkerung durch  diese  Aufwendungen  auf  den  Kopf  derselben 
beträgt  bei  den  ordentlichen  Ausgaben  zwischen  9  J(o  (Breslau) 
und  25  Jk  (Frankfurt  a.  M.),  bei  den  außerordentlichen  zwischen 
13,60  Js  (Breslau)  und  126,86  Jo  (  Frankfurt  a.  M.)  und  bei  den 
Gesamt-Ausgaben  zwischen  22,60  Jk  (Breslau)  und  151,95  Jio 
(Frankfurt  a.  M.). 

Ausgaben  für  das  Grundvermögen  und  die  gewerblichen  Betriebe. 

Bezüglich  der  Aufwendungen  für  das  Grundvermögen  und 
die  gewerblichen  Betriebe  zeigt  die  Belastung  der  Bevölkerung 
durch  diese  Ausgaben  auf  den  Kopf  derselben,  daß  das  Prin- 
zip der  planmäßigen  Vergrößerung  des  städtischen 
Grundeigentums,  das  im  Sinne  einer  gesunden  Kommunal- 
politik als  besonders  berechtigt  anzusehen  ist,  wenn  auch  in 
sehr  verschiedener  Weise,  in  allen  Großstädten  zum  Ausdruck 
kommt.  Die  außerordentlichen  Ausgaben  betragen  für 
das  Grundvermögen  in  Halle  a.  d.  S.  nur  0,89  J(n^  in  Frank- 
furt a.  M.  dagegen  59,28  J6,  für  die  gewerblichen  Betriebe 
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in  Halle  a.  d.  S.  0,04  Jd>,  in  Cöln  26,89  Jk  pro  Kopf.  Aller- 
dings ist  hierbei  zu  bemerken,  daß  in  dieser  Arbeit  die  Trennung 
zwischen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Ausgaben  in  ein- 
heitlicher Weise,  wie  oben  erwähnt,  nur  in  soweit  durchgeführt 
werden  konnte,  als  die  verschiedenen  Yerwaltungsberichte  und 
Ilaushalts-Etats  einen  Anhalt  dafür  geben  —  der  Verwaltungs- 
bericht  (resp.  Haushalts-Etat)  von  Düsseldorf  führt  z.  B.  ein- 
malige Ausgaben  für  gewerbliche  Betriebe  überhaupt  nicht  an. 

Davon  abgesehen  sprechen  bei  den  oben  genannten  Zahlen 
in  Frankfurt  a.  M.  der  sehr  ausgedehnte  städtische  Grundbesitz 
dieser  Stadt,  sowie  die  zahlreichen  Kleinbahnen,  über  welche 
Cöln  verfügt,  in  erster  Linie  mit. 

Hinsichtlich  der  Ausgaben  für  das  Kapitalvermögen 
sind  namentlich  diejenigen  von  Wichtigkeit,  welche  die  Ver- 
waltung des  städtischen  Schuldenwesens  erforderlich 
macht,  und  unter  ihnen  vor  allem  die  Aufwendungen  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  der  städtischen  Schulden. 
Letztere  müssen,  da  der  Schuldenstand  in  den  einzelnen  Groß- 
städten ein  sehr  verschiedener  ist  —  er  beträgt  z.  B.  in  Prank- 
furt a.  M.  das  dreifache  von  dem  in  Breslau  (s.  Anlage  1,  Er- 
läuterung Nr.  5)  —  naturgemäß  erheblich  voneinander  abweichen 
(8,14  Js>  [Breslau |  bis  25,88  Jo  [Frankfurt  a.  M.]  pro  Kopf  der 
Bevölkerung),  Dabei  zeigen  diese  Zahlen  andererseits,  wie  be- 
deutend die  Höhe  der  Belastung  der  Bevölkerung  der  Groß- 
städte durch  die  städtischen  Schulden  ist. 

Armen-  und  Krankenwesen. 

Von  den  Aufwendungen,  welche  im  besonderen  das  ma- 
terielle und  geistige  Wohl  der  Bevölkerung  im  Auge 
haben,  sei  bezüglich  der  ersteren  zunächst  ein  Blick  auf  die 
Ausgaben  der  Großstädte  für  das  Armen-  und  Kranken- 
wesen geworfen. 

Von  dem  weiten  Gebiet,  das  diese  Aufwendungen  in  den 
Großstädten  heute  umfassen  (s.  S.  13),  ist  letzteren  nur  ein 
Teil  dieser  Ausgaben  durch  das  Gesetz  über  den  Unterstützungs- 
wohnsitz L)  zur  Pflicht  gemacht  worden.    Wie  weit  die  Groß- 

l)  S.  Gesetz  betr.  die  Ausführung  des  Keichs-Gesetzes  über  den  Dnter- 
*tützunu;s wohnsitz  v.  8.  März  1871  in  der  Fassung  v.  12.  März  1894. 
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städte  hierbei  über  das  gesetzlich  geforderte  Maß  hinaus- 
gegangen sind,  zeigt  am  besten  die  Höhe  dieser  Ausgaben, 
welche  (einschließlich  der  außerordentlichen)  die  Belastung  von 
5  J6  pro  Kopf  der  Bevölkerung  durchgängig  überschreiten  und 
in  Breslau,  Frankfurt  a.  M.  und  Berlin  sogar  8,69  Jt>,  11,82  Ji 
und  16,73  Jio  betragen.  In  letztgenannter  Stadt  machen  sie 
mehr  als  ein  Sechstel  der  Gesamt- Ausgaben  aus. 

Ausgaben  für  Volksbäder. 

Weiter  sind  von  Interesse  die  Aufwendungen  der  Groß- 
städte für  Badeanstalten,  namentlich  für  Volksbäder, 
die  dem  unbemittelten  Teil  der  Bevölkerung,  wo  dies  nicht  un- 
entgeltlich geschieht,  zu  einem  sehr  mäßigen  Eintrittspreise 
zugänglich  sind.  Allerdings  zeigt  sich,  daß  sich  diese  Ausgaben 
vorläufig  noch  in  recht  bescheidenen  Grenzen  halten.  Abgesehen 
von  Berlin,  das  für  Yolksbäder  0,35  Jb  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung ausgibt,  gehen  die  genannten  Aufwendungen  in  den 
hier  zum  Vergleich  herangezogenen  Großstädten  nicht  über 
0,10       pro  Kopf  hinaus. 

Ausgaben  für  besondere  Einrichtungen  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege. 

Auch  die  Ausgaben  für  besondere  Einrichtungen  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  seitens  der  Großstädte 
sind  nicht  ohne  Wichtigkeit.  Von  ihnen,  welche  im  wesentlichen 
schon  auf  S.  13  zusammengefaßt  sind,  sind  die  Aufwendungen 
für  das  Impfwesen  und  die  Bekämpfung  und  Verhütung 
von  Seuchen  bekanntlich  gesetzlich  gefordert1).  Neben  den 
heute  in  allen  Großstädten  bestehenden  Desinfektions- 
anstalten sind  die  in  einigen  derselben  bereits  vorhandenen 
chemischenUntersuchun  g  sä  m.  ter, bakteriologischen 
Institute  und  ähnliche  Einrichtungen  besonders  erwähnens- 
wert. Die  Höhe  der  erwähnten  Ausgaben  weicht  in  den  einzelnen 
Großstädten  nicht  wesentlich  voneinander  ab :  0,05  Jb  (Frank- 
furt a.  M.)  bis  0,21  Jio  (Düsseldorf)  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 


*)  S.  Reichsimpfgesetz  v.  8.  April  1874  (R.-Ges.-Bl.  S.  31)  und  preußisches 

Gesetz  v.  12.  April  1875  (G.  S.  S.  191)  und  Reichsgesetze  v.  -f-^v^r^r- 
v  }  &  1.  Mai  1894 


sowie  preußisches  Gesetz  v.  12.  März  1881. 
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Ausgaben  für  Straßen,  Uferanlagen,  Chansseen  und  Landwege, 
Brücken,  Brunnen,  Denkmäler  und  Bedürfnisanstalten. 

Unter  den  übrigen  Ausgaben  der  Großstädte  für  das 
materielle  Wohl  der  Gemeindeangehörigen  sei  schließlich  noch 
auf  diejenigen  hingewiesen,  welche  durch  die  Unterhaltung  und 
Neuanlage  des  s  t  ä  d  ti  sch  en  Straßennetzes  (einschl.  der 
Brücken,  Brunnen,  Denkmäler  und  Bedürfnis- 
anstalten), der  Uferanlagen  und  der  im  Stadtgebiet 
befindlichen  Chausseen  und  Landwege  entstehen. 
Die  Unterhaltung  der  letztgenannten  Kommunikationen  ist.  ob- 
wohl es  an  einem  einheitlichen  Wegegesetz  für  den  ganzen  Staat 
bisher  noch  fehlt,  durch  gesetzliche  Bestimmungen  und  Vor- 
schriften in  den  verschiedenen  Provinzen  und  Landesteilen  ge- 
fordert. Die  sämtlichen  hier  erwähnten  Ausgaben  stellen  einen 
nicht  unbedeutenden  Teil  der  Ausgaben  der  Großstädte  dar, 
sind  aber  in  ihrer  Höhe  in  den  einzelnen  Städten  recht  ver- 
schieden. Während  sie  z.  B.  in  Breslau  nur  4,51  °/o  und  in  Frank- 
furt a.  M.  4,07  °/o  der  Gesamtausgaben  ausmachen,  stellen  sie  in 
Halle  a.  d.  S.  15,38  °/o  und  in  Düsseldorf  sogar  31,51  °/o  der  Aus- 
gaben dar,  die  Belastung  der  Bevölkerung  auf  den  Kopf  der- 
selben durch  diese  Ausgaben  ist  am  geringsten  in  Breslau, 
wo  sie  3,12  Jk  und  am  bedeutendsten  in  Düsseldorf,  wo  sie 
40,48  J<o  beträgt. 

Ausgaben  für  das  Schul-  und  Unterrichtswesen. 

Von  den  Aufwendungen  der  Großstädte  für  das  geistige 
Wohl  der  Gemeindeangehörigen  sind  die  wichtigsten 
zweifellos  diejenigen  für  das  städtische  Schul- und  Unter- 
richtswesen. Ein  Blick  auf  diese  Ausgaben  zeigt,  wie  weit 
die  Großstädte  die  Anforderungen,  die  der  Staat  auf  diesem 
Gebiet  an  sie  stellt,  übertroffen  haben.  Man  muß  angesichts  der 
tatsächlichen  Leistungen  der  Großstädte  deren  Fürsorge  für  die 
Jugendbildung  besonders  anerkennen,  wenn  man  bedenkt,  daß 
nach  den  bisher  in  den  einzelnen  Provinzen  und  Landesteilen 
bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen r)  die  Städte  nur  zur 

*)  Ein  einheitliches  (Volks-)Schul-Gesetz  für  den  gesamten  preußischen 
Staat  besteht  erst  seit  kurzem;  es  wurde  in  der  diesjährigen  Landtagssession 
angenommen. 
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Unterhaltung  und  zum  Bau  der  Schulhäuser  und  Lehrer- 
wohnungen und  auch  dies  nur  hinsichtlich  des  Volksschulwesens 
verpflichtet  sind.  Von  den  hier  zum  Vergleich  herangezogenen 
Städten  machen  die  gesamten  Ausgaben  für  das  städtische 
Unterriehtswesen  nicht  unter  9,52  °/o  (Frankfurt  a.  M.)  der  Ge- 
samtausgaben aus,  in  Breslau  erreichen  sie  dagegen  die  Höhe 
von  25,56  °/o  derselben.  Auf  den  Kopf  des  Schülers  (resp.  der 
Schülerin)  berechnet  (s.  Anlage  1,  Erläuterung  Nr.  3),  schwankt 
die  Höhe  dieser  Ausgaben  zwischen  75,93  Ji  (Düsseldorf)  und 
173,50  Jfo  (Frankfurt  a.  M.).  Abgesehen  von  erstgenannter  Stadt 
gehen  die  Ausgaben  auf  den  Kopf  des  Schülers  überall  über 
100  Ji  hinaus.  Die  Aufwendungen  der  Großstädte  für  das 
Volks  schul  wesen  allein  betragen  auf  den  Kopf  des  Schülers 
zwischen  51,04  M  (Düsseldorf)  und  135,41  J$>  (Cöln). 

Daß  die  Großstädte  auch  bei  diesen  Ausgaben  über  das 
gesetzlich  geforderte  Mindestmaß  weit  hinausgegangen  sind, 
zeigt  namentlich  die  Anstellung  von  Schulärzten,  die  Anlage  von 
Schulbädern  und  -Spielplätzen,  die  Ausgabe  von  Freikarten  für 
Schlittschuhlaufen  und  die  Gewährung  von  warmem  Frühstück 
an  die  Schulkinder.  Auch  die  Einrichtung  von  Hülfsschulen  für 
Schwachbegabte,  die  Einführung  besonderer  Unterrichtskurse 
für  Kinder,  die  mit  körperlichen  Gebrechen  behaftet  sind,  sowie 
von  Handfertigkeits-  und  Haushaltskursen  (resp.  die  Einrichtung 
entsprechender  Schulen),  die  Anlage  von  Schulgärten,  Schul- 
museen und  Schulbibliotheken,  sowie  die  unentgeltliche  Ver- 
abfolgung von  Lehrmitteln  an  unbemittelte  Schüler,  ist  hier 
zu  nennen. 

Abgesehen  von  den  Aufwendungen  für  das  Volksschulwesen 
gehören  zu  den  Ausgaben  der  Großstädte  für  das  Unterrichts- 
wesen diejenigen  für  höheres  und  mittleres,  sowie  für 
gewerbliches  und  kaufmännisches  Schulwesen. 

Bezüglich  des  höheren  Schulwesens  bestehen  in  allen 
Großstädten  Gymnasien,  Realgymnasien,  Progymnasien,  Ober- 
realschulen und  Realschulen  für  Knaben,  für  Mädchen  gibt  es 
heben  den  überall  vorhandenen  höheren  Mädchenschulen  teil- 
weise Gymnasialkurse,  Lehrerinnenseminare  und  ähnliche  Ein- 
richtungen. Außer  diesen  Schulen  bestehen  überall  mittlere 
Knaben-  und  Mädchenschulen. 
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Dem  gewerblichen  und  k  au fm änni s chen  Schulwesen 
dienen  in  allen  Großstädten  höhere  und  mittlere  Fach-  und 
Fortbildungsschulen.  Bei  letzteren  gewinnt  die  Einfüh- 
rung des  obligatorischen  Unterrichts  gegenüber  dem  teilweise 
noch  üblichen  freiwilligen  Schulbesuch  mehr  und  mehr  an 
Boden. 

Ausgaben  für  Volksbildung. 

Angesichts  der  bedeutenden  Leistungen  der  Großstädte  auf 
dem  oben  genannten  Gebiete,  erschienen  die  Aufwendungen 
derselben  für  Volksbildung  zurzeit  noch  recht  minimal,  und 
stehen  mit  der  Wichtigkeit,  die  sie  in  sozialer  Hinsicht  haben, 
nicht  recht  im  Einklang,  da  sie  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
bei  den  6  genannten  Städten,  von  denen  sie  übrigens  in  Halle 
ganz  fehlen,  nur  zwischen  0,05  jM>  (Cöln)  und  0,13  Jh  (Breslau) 
betragen.  Auch  sei  darauf  hingewiesen,  daß  die  Auswahl  des 
Lesestoffs  in  den  Yolksbibliotheken  dem  geistigen  Bedürfnis 
der  Leser  nicht  immer  angepaßt  ist. 

Ausgaben  für  Statistik. 

Bei  der  Bedeutung,  welche  der  Statistik  heute  mehr  und 
mehr  zufällt,  seien  die  Ausgaben  der  Großstädte  für  dieselbe 
auch  noch  besonders  hervorgehoben.  Wie  erwähnt,  umfassen 
dieselben  in  erster  Linie  die  Kosten  der  in  allen  hier  zum  Ver- 
gleich herangezogenen  Städten  —  außer  in  Halle  —  bestehen- 
den statistischen  Amter  der  Großstädte.  Die  Höhe  der 
Aufwendungen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  weicht  in  den  ein- 
zelnen Städten  nicht  erheblich  voneinander  ab  und  beträgt 
zwischen  0,02  Je  (Düsseldorf)  und  0,12  Jk  (Frankfurt  a.  M.). 

Verschiedene  Ausgaben. 

Bezüglich  der  „verschiedenen  Ausgaben"  der  ein- 
zelnen Großstädte  sei  bemerkt,  daß  in  ihnen  bei  allen  Städten 
die  Kosten  inbegriffen  sind,  welche  die  Beschickung  der  ersten 
im  Jahre  1903  in  Dresden  veranstalteten  deutschen  Städte- 
ausstellung erforderlich  machte. 

Gesamt- Einnahmen. 

Betrachtet  man  die  Einnahmen,  welche  zur  Deckung 
der  eben  besprochenen  Ausgaben  in  den  Großstädten  zur  Ver- 
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lugung  stehen,  so  zeigen  sich  wie  bei  den  Gesamtausgaben 
auch  hinsichtlich  der  Höhe  der  Gesamteinnahmen  in  den 
einzelnen  Städten  erhebliche  Verschiedenheiten. 

Wie  aus  Anlage  2  ersichtlich  ist,  sind  die  Gesamteinnahmen 
am  geringsten  in  Breslau,  wo  sie  76,38  Ji>,  und  am  bedeu- 
tendsten in  Frankfurt  a.  M.,  wo  sie  248,27  Jd>  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  betragen. 

Ordentliche  und  außerordentliche  Einnahmen. 

Wie  bei  den  Ausgaben  weicht  auch  hier  das  Verhältnis 
der  ordentlichen  und  der  außerordentlichen  zu  den 
Gesamteinnahmen  in  den  6  hier  zum  Vergleich  heran- 
gezogenen Städten  nicht  unerheblich  voneinander  ab. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  überwiegen  in  Berlin  und 
Breslau,  die  außerordentlichen  in  den  übrigen  hier  genannten 
Städten.  Auffällig  ist  besonders  die  Höhe  der  ordentlichen 
Einnahmen  in  Berlin,  wo  dieselben  72,65  °/o  der  Gesamt-Ein- 
nahmen  darstellen. 

Ordentliche  Einnahmen. 

Allgemeines. 
Vorausgeschickt  sei  die  Bemerkung,  daß  die  ordentlichen 
Einnahmen  in  Anlage  2  in  der  Reihenfolge  aufgeführt  sind, 
in  welcher  nach  §  2  des  Kommunal- Abgaben- Gesetzes  vom 
14.  Juli  1893  der  Bedarf  der  Städte  gedeckt  werden  soll.  Da- 
nach dürfen  letztere  —  abgesehen  von  Hunde-  und  Lustbar- 
keits-,  sowie  ähnlichen,  durch  besondere  Rücksichten  gebotenen 
Steuern  — ,  von  ihren  Gemeindeangehörigen  nur  insoweit  Steuern 
erheben,  „als  die  sonstigen  Einnahmen,  insbesondere  aus  dem 
Gemeindevermögen,  aus  Gebühren  und  Beiträgen,  sowie  den 
vom  Staate  und  den  weiteren  Kommunalverbänden  überwiesenen 
Mitteln  zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  nicht  ausreichen".  Die 
hier  nicht  besonders  erwähnten  Uberschüsse  aus  Gewerbebetrieben 
werden  in  dem  genannten  Gesetz  an  anderer  Stelle,  bei  der 
Besprechung  der  einzelnen  Einnahmen  vor  den  Einnahmen  aus 
Gebühren  und  Beiträgen,  gesondert  behandelt.  Sie  gehören  also 
zwischen  diese  und  diejenigen  aus  dem  Gemeindevermögen.  Durch 
die  Festsetzung  der  genannten  Reihenfolge  ist  durch  das  Gesetz 
der  Wunsch  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  die  Deckung  des  Bedarfs 
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der  Städte,  soweit  es  irgend  tunlich  ist,  in  einer  für  die  Ge- 
meinden   möglichst   wenig  fühlbaren  Weise  zu  erfolgen  hat. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  betrachtet,  zeigen  die  ordent- 
lichen Einnahmen  der  6  Großstädte,  daß  in  letzteren  das  Ver- 
hältnis derjenigen  Einnahmen,  welche  keine,  oder  wenigstens 
keine  direkte  Belastung  der  Gemeindeangehörigen  bedeuten  — 
also,  wenn  man  von  den  sehr  unbedeutenden  „verschiedenen 
Einnahmen"  absieht,  —  der  sämtlichen,  außer  den  Steuern  —  zu 
den  gesamten  ordentlichen  Einnahmen  durchaus  nicht  überall 
das  gleiche  ist. 

Jene  Einnahmen  betragen  in  Cöln  65,83  °/o,  in  Frankfurt  a.  M. 
53,20  0  o,  in  Düsseldorf  51,96  %,  in  Berlin  48,32  °/o,  in  Halle  a.  d.  S. 
46,65  °/o  und  in  Breslau  37,31  °/o  der  ordentlichen  Einnahmen 
zusammen. 

Privatwirtschaftliche  Einnahmen. 

Im  Einzelnen  sieht  man,  daß  durch  privatwirtschaft- 
liche Einnahmen  der  gesamte  ordentliche  Bedarf  in  Cöln 
fast  zur  Hälfte,  in  Breslau  und  Halle  a.  d.  S.  annähernd  zu  1 4 
und  in  den  übrigen  hier  genannten  Städten  ungefähr  zu  V3 
gedeckt  wird. 

Einnahmen  aus  dem  (jemeindevermögen. 

Bezüglich  der  Einnahmen  aus  dem  Gemeindevermögen 
zeigt  sich,-  daß  nicht  nur  die  Höhe  der  Einnahmen  aus  diesem 
überhaupt,  sondern  auch  derjenigen,  aus  welchen  sich  die  ersteren 
zusammensetzen,  in  den  einzelnen  Großstädten  nicht  unwesent- 
lich voneinander  abweicht. 

Wie  aus  Anlage  2  ersichtlich  ist,  bilden  die  Einnahmen 
aus  dem  gesamten  Gemeindevermögen  zwischen  7,63  °'o 
(Düsseldorf)  und  28,65  %  (Cöln)  der  ordentlichen  Einnahmen, 
während  sie,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  zwischen 
4,65  Jt  (Düsseldorf)  und  25,67      (Cöln)  betragen. 

Einnahmen  aus  werbendem  Grundvermögen. 

Die  verschiedene  Höhe  der  Einnahmen  aus  dem  Grund- 
vermögen ist,  soweit  es  sich  hierbei  um  das  werbende 
Vermögen  handelt  (dieselbe  schwankt  zwischen  1,87  ,S 
[Breslau]  und  4,93  Ji  [Cöln]  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung) 
dadurch  bedingt,  daß  einige  Städte,  wie  Frankfurt  a.  M.  und 
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Cöln,  eine  sehr  bedeutende  Anzahl  von  Mietshäusern  besitzen, 
während  andere,  wie  Halle  a.  d.  S.,  über  ein  verhältnismäßig 
großes  Areal  von  Gütern  verfügen. 

Einnahmen  aus  Verwaltungsvermögen. 

Zu  der  auffallenden  Höhe  der  Einkünfte  aus  der  privat- 
wirtschaftlichen Nutzung  des  Yerwaltungsver- 
mögens  in  Berlin  (3,20  Jk  pro  Kopf)  tragen  namentlich  die 
Abgaben  der  Elektrizitäts-  und  der  Straßenbahngesellschaften, 
sowie  diejenigen  der  englischen  Gasgesellschaft  bei.  Die  Ein- 
künfte aus  Abgaben  der  Straßenbahngesellschaften  erklären 
auch  die  immer  noch  bemerkenswerten  Einnahmen  in  dieser 
Beziehung  in  Frankfurt  a.  M.  (1,41  J$>  pro  Kopf). 

Einnahmen  aus  Kapitalvermögen. 

Hinsichtlich  der  Einnahmen  aus  Kapitalvermögen 
ist  zu  berücksichtigen,  daß  einige  Städte,  unter  denen  besonders 
Cöln  zu  nennen  ist,  bedeutende  Einkünfte  aus  Stiftungen  und 
städtischen  Fonds  haben.  (Die  Einnahmen  betragen  in  ge- 
nannter Stadt  20,38  Jk  pro  Kopf  der  Bevölkerung  und  stellen 
mehr  als  ein  Fünftel  der  gesamten  ordentlichen  Einnahmen  dar.) 

Einnahmen  aus  städtischen  Gewerbebetrieben. 

Die  Rein-Einnahmen  aus  den  gewerblichen  Be- 
trieben der  Großstädte  bilden,  wie  aus  der  Anlage  2  hervor- 
geht, einen  sehr  erheblichen  Teil  der  ordentlichen  Einnahmen: 
16,28  °/0  (Halle  a.  d.  S.)  bis  24,26  °/o  (Frankfurt  a.  M.),  auch  die  Ein- 
nahmen auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  sind  verhältnismäßig 
groß:  7,86.^  (Halle  a.  d.  S.)  bis  23,47  (Frankfurt  a.  M.). 
Allerdings  zeigt  die  verschiedene  Höhe  dieser  Einnahmen  in 
den  einzelnen  Großstädten,  daß,  wenn  auch  die  Kommunali- 
sierung der  Betriebe  in  den  Großstädten  bereits  einen  großen 
Umfang  angenommen  hat,  von  einer  Einheitlichkeit  in  dieser 
Beziehung  doch  keine  Rede  sein  kann,  daß  vielmehr  hierbei 
stets  die  praktischen  Bedürfnisse  jeder  der  verschiedenen  Städte 
maßgebend  gewesen  sind.  Von  den  wichtigsten  Gewerbebetrieben 
befinden  sich  in  den  hier  genannten  6  Großstädten  noch  nicht 
in  städtischer  Yerwaltung :  die  Elektrizitätswerke  in  Berlin,  die 
Straßenbahnen   in  Halle  a.  d.  S.,   größtenteils   in  Berlin  und 
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teilweise  in  Breslau,  ein  städtisches  Leihhaus  gibt  es  nicht  in 
Berlin,  auch  die  städtische  Sparkasse  kommt  hier  als  gewerb- 
licher Betrieb  nicht  in  Betracht,  da  sie  im  Gegensatz  zu  den 
anderen  Städten  Überschüsse  an  die  Stadtkasse  nicht  abführt. 

Von  solchen  Gewerbebetrieben,  die  sich  bisher  nur  ver- 
einzelt in  städtischer  Verwaltung  befinden,  sei  vor  allem  auf 
die  städtischen  Banken  in  Breslau  und  Düsseldorf  hingewiesen, 
die  neben  der  Erzielung  von  Gewinn  in  ersterer  Stadt  das 
Interesse  des  gewerbetreibenden  Teiles  der  Bevölkerung,  in 
I et /lerer  die  Hebung  des  Grundbesitzes  im  Auge  haben. 

Daß  eine  weitgehende  Municipalisierung  der  Betriebe,  so- 
weit sie  sich  mit  den  örtlichen  Interessen  verträgt,  eine  der 
wichtigsten  sozialen  Aufgaben  der  Städte  bedeutet,  ist  heute 
allgemein  anerkannt.  Die  Vorteile,  die  in  dem  Schutz  der  Ge- 
meindeangehörigen gegen  die  Ausbeutung  derselben  durch 
monopolistische  Gesellschaften,  sowie  in  der  Möglichkeit  einer 
gesunden  Kommunalpolitik  liegen,  wiegen  jedenfalls  den  Nach- 
teil, der  nach  der  Ansicht  der  Gegner  des  Gedankens  der 
Kommunalisierung  der  Gewerbebetriebe  darin  besteht,  daß  das 
Prinzip  der  Erzielung  von  Gewinn  aus  den  städtischen  Be- 
trieben die  Einführung  einer,  wenn  auch  verhüllten,  indirekten 
Steuer  in  sich  berge,  reichlich  auf. 

Öffentlich  rechtliche  Einnahmen. 

Einnahmen  aus  Gebühren  und  Beiträgen. 
Von  den  öffentlich  rechtlichen  Einnahmen,  welche 
in  allen  hier  genannten  Städten  den  größeren  Teil  der  ordent- 
lichen Einnahmen  ausmachen  —  ohne  die  „verschiedenen  Ein- 
nahmen" betragen  sie  zwischen  74,91  °/o  (Breslau)  und  51,49  °/o 
(Cöln)  derselben  —  zeigen  sich  bei  den  Einnahmen  aus  Ge- 
bühren für  die  Vornahme  öffentl  icher  Handlungen 
seitens  der  Gemeindeorgane  (Verwaltungsgebühren)  so- 
wie für  die  Benutzung  der  Gemeindeanstalten, -Unter- 
nehmungen, -Anlagen  und  -Einrichtungen  (Benutzungsgebühren), 
und  den  Beiträgen  zu  den  Kosten  —  der  Herstellung  und 
Unterhaltung  —  der  genannten  Anstalten  usw.  in  den  einzelnen 
Großstädten  auch  hinsichtlich  der  Höhe  dieser  Einnahmen  er- 
hebliche Verschiedenheiten.    Besonders  bedeutend  sind  die  ei' 
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wähnten  Einkünfte  in  Frankfurt  a.  M.  und  Cöln,  wo  sie  18,09  Jl 
bezw.  14,69  verhältnismäßig  niedrig  in  Breslau  und  Berlin, 
wo  sie  5,60  Ji  bezw.  6,49  Jk  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
tragen. Auch  sie  bilden  einen  wesentlichen  Teil  der  ordentlichen 
Einnahmen,  von  denen  sie  in  den  6  genannten  Städten  zwischen 
9,87  °/o  (Berlin)  und  18,69  °/o  (Prankfurt  a.  M.)  darstellen. 

Die  Einnahmen  aus  Verwaltungsgebühren  fallen  im 
Vergleich  zu  denjenigen  aus  Benutzungsgebühren  und 
Beiträgen  weniger  ins  Gewicht.  Während  diese  zwischen. 
5,18  Js  (Breslau)  und  17,52  Ji  (Frankfurt  a.  M.)  betragen,  hält 
sich  bei  jenen  die  Höhe  in  den  Grenzen  von  0,15  Ji>  (Berlin) 
und  0,91  Ji  (Düsseldorf).  Von  den  Benutzungsgebühren  und 
Beiträgen  sind  wieder  die  Gebühren  für  die  direkte  In- 
anspruchnahme der  Gemein  dea  n  stalten  selbst  resp. 
die  Beiträge  zu  den  Kosten  derselben  naturgemäß  ungleich 
einträglicher  als  der  Gewinn  aus  dem  Erlös  von  altem 
Material  und  der  Verwertung  von  Nebenprodukten 
seitens  der  genannten  Anstalten  usw.  Erstere  Einnahmen  be- 
tragen zwischen  3,95  Jb  (Berlin)  und  16,18  Ji  (Frankfurt  a.  M.), 
letztere  nur  zwischen  0,34  Ji  (Cöln)  und  2,39  Jd>  (Berlin)  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Die  wichtigsten  Verwaltungsgebühren  in  den  Großstädten 
sind  die  Entgelte  für  standesamtliche  Handlungen,  für  Sitzungen 
der  Gewerbegerichte,  für  Auskunfterteilung  in  Privatangelegen- 
heiten, Beglaubigungen  und  Beurkundungen,  für  Pfändungen 
und  Vollstreckungen,  die  Ausfertigung  von  Jagdscheinen,  die 
Genehmigung  und  Beaufsichtigung  von  Bauausführungen,  sowie 
für  die  ordnungs-  und  feuerpolizeiliche  Überwachung  von  Messen 
und  Märkten,  Musikaufführungen  und  Theatervorstellungen. 

Von  Gern  eindeanst alten  usw.,  für  deren  Benutzung  Ge- 
bühren resp.  zu  deren  Kosten  Beiträge  erhoben  werden,  kommen 
in  sämtlichen  Großstädten  hauptsächlich  die  höheren  und  mitt- 
leren sowie  die  gewerblichen  und  kaufmännischen  Fach-  und 
Fortbildungsanstalten  in  Betracht,  auch  die  Volksschulen,  so- 
weit diese  von  Kindern  Nichteinheimischer  besucht  werden. 
Ferner  gehören  hierzu  die  Kranken-  und  Heilanstalten,  die  Bade 
anstalten,  Friedhöfe,  Theater,  Museen,  Gemäldegalerien  und  ähn- 
liche Einrichtungen,  die  Kanalisationswerke,  die  Straß  ea-Uxiter- 
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haltung.  -Beleuchtung, -Reinigung  und -Besprengung  und  alle  son- 
stigen  städtischen  Unternehmungen,  Anlagen  und  Einrichtungen, 
soweil   sie  nicht  unter  den  Begriff  der  Gewerbebetriebe  fallen. 

In  den  einzelnen  Großstädten,  z.  B.  in  Breslau  und  Cöln, 
gibt  es  auch  städtische  Apotheken,  in  letztgenannter  Stadt 
auch  eine  städtische  Bäckerei  und  eine  Bierbrauerei.  Da 
die  genannten  Anstalten  ausschließlich  den  Zwecken  der  Armen- 
verwaltung dienen,  also  nur  das  öffentliche  Interesse  im  Auge 
haben,  sind  sie,  obwohl  der  Yerwaltungsbericht  von  Cöln  sie 
als  wirtschaftliche  Betriebe  bezeichnet,  nicht  zu  denselben  zu 
rechnen.  Indessen  kann  man  in  der  Einrichtung  dieser  An- 
stalten seitens  der  genannten  Städte  vielleicht  doch  schon  den 
Beginn  der  Yerstadtlichun  g  weiterer  Betriebe  er- 
blicken, darunter  der  des  S ch an k  gewerb  es,  die  in  schwe- 
dischen und  norwegischen  Städten  mit  gutem  Erfolge  sowohl 
auf  sozialem  wie  auf  finanziellem  Gebiet  ins  Werk  gesetzt 
worden  ist. 

Einnahmen  aus  Beihilfen  des  Staates  und  der  Provinz. 

Die  Einnahmen  aus  den  B eihilf en  des  Staates  und  der 
Provinz  stellen  nur  einen  verhältnismäßig  sehr  geringen  Bruch- 
teil der  ordentlichen  Einnahmen  der  Großstädte  dar,  0,50  % 
(Frankfurt  a.  M.)  bis  1,38  °/o  (Breslau).  Die  Einnahmen  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  unterscheiden  sich  unter  den  sechs 
genannten  Städten  wenig  voneinander,  die  Höhe  derselben 
schwankt  zwischen  0,48  J6  (Prankfurt  a.  M.)  und  0,85  Jt>  (Ööln). 
Hinsichtlich  der  Höhe  der  Einnahmen  aus  denjenigen  Beihilfen, 
zu  welchen  sich  Staat  oder  Provinz  den  Städten  gegenüber  auf 
Grund  b  esond  er  er  Ab  m  achungen  verpflichtet  haben,  zeigt 
sich  naturgemäß  bei  den  einzelnen  Städten  eine  größere  Ver- 
schiedenheit als  derjenigen,  die  die  genannten  Körperschaften 
auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  den  Großstädten 
überweisen.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet,  betragen 
die  letzteren  zwischen  0,21  J6  (Frankfurt  a.  M.)  und  0,49  Jt 
i  Berlin),  die  ersteren  zwischen  0,19^  (Halle  a.  d.  S.)  und  0,55  Jt 
(Cöln).  Die  verhältnismäßig  erheblichen  Einnahmen  in  letzt- 
genannter Stadt,  welcher  diejenigen  in  Düsseldorf  (0,41  Jf)  nahe 
kommen,  erklären  sich  namentlich  durch  die  nicht  unbedeutenden 
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Subventionen,  die  den  beiden  Großstädten  seitens  des  Staates 
und  der  Provinz  auf  dem  Gebiet  des  gewerblichen  Schulwesens 
zugehen. 

Einnahmen  aus  Steuern. 

Das  Verhältnis  derjenigen  ordentlichen  Einnahmen,  die  Ab- 
gaben darstellen,  welche  von  den  Gemeindeangehörigen  ohne 
Rücksicht  auf  eine  bestimmte  Gegenleistung  erhoben  werden  und 
deshalb  eine  direkte  Belastung  der  letzteren  darstellen  —  der 
Steuern  — ,  zu  den  gesamten  ordentlichen  Einnahmen,  beträgt 
bei  den  hier  zum  Vergleich  herangezogenen  Großstädten  zwischen 
34,14  °/o  (Cöln)  und  62,64  °/o  (Breslau).  Die  Belastung  der  Ge- 
meindeangehörigen durch  die  Steuern  auf  den  Kopf  schwankt 
zwischen  25,77  Jb  (Halle  a.  d.  S.)  und  45,05  Ji  (Frankfurt  a.  M.). 
Um  auch  diese  Einnahmen  für  die  Gemeindeangehörigen  nach 
Möglichkeit  weniger  fühlbar  zu  machen,  schreibt  der  §  2  des 
Kommunal- Abgabengesetzes  vor,  „daß  durch  direkte  Steuern  nur 
der  Bedarf  aufgebracht  werden  soll,  welcher  nach  Abzug  des 
Aufkommens  der  indirekten  Steuern  von  dem  gesamten  Steuer- 
bedarf verbleibt",  obgleich  ein  Zwang  auf  Einführung  indirekter 
Steuern  durch  die  Aufsichtsinstanz  oder  ein  besonderer  Druck 
durch  dieselbe  andererseits  auch  wieder  nicht  stattfinden  soll. 
Die  indirekten  Steuern  werden  bekanntlich  weniger  drückend 
empfunden  als  die  direkten,  besonders  da  als  kommunale  in- 
direkte Steuern  nur  solche  durch  das  genannte  Gesetz  belassen 
sind,  welche  vorzugsweise  den  bemittelten  Teil  der  Gemcindc- 
angehörigen  treffen. 

Einnahmen  aus  indirekten  Steuern. 

Betrachtet  man  das  Verhältnis  der  indirekten  Steuern 
zu  den  Gesamteinnahmen,  so  sieht  man,  daß  es  in  Düsseldorf, 
II  alle  a.  d.  S.  und  Frankfurt  a.  M.,  wo  die  indirekten  Steuern 
5,87,  5,85  und  5,45  °/o  der  ordentlichen  Einnahmen  ausmachen, 
fast  gar  nicht  voneinander  abweicht.  In  Cöln  und  besonders  in 
Berlin  ist  es  geringer  (4,47  bezw.  3,38  °/o)j  in  Breslau  dagegen 
ganz  erheblich  höher  als  in  den  erstgenannten  Städten  (13,08  %). 
Die  Höhe  dieser  Steuern  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  allen 
hier  genannten  Städten  beträgt  zwischen  2,22  J6  (Berlin)  und 
6,73  J6  (Breslau).   Daß  die  indirekten  Steuern  in  letzterer  Stadt 


—    38  — 


io  bedeutend  sind,  hat  vor  allem  darin  seinen  Grund,,  daß 
Breslau  unter  den  6  Städten  die  höchsten  Verbrauchssteuern 
erhebt  (4,93  J(  pro  Kopf  der  Bevölkerung).  Die  Höhe  dieser 
Steuern  ist  wieder  fast  allein  durch  die  einträglichen  Einnahmen 
aus  der  Sc  hl  acht  Steuer  (3,86  Ji  pro  Kopf  der  Bevölkerung) 
bedingt,  die  Breslau  unter  den  hier  behandelten  Städten  allein 
beibehalten  hat.  Abgesehen  davon,  daß  die  Schlachtsteuer  die- 
jenige von  den  indirekten  Steuern  ist,  welche  am  anfechtbarsten 
ist.  weil  sie  von  dem  unbemittelten  Teil  der  Bevölkerung  am 
drückendsten  empfunden  wird,  kommt  dieselbe  auch  durch  §  13 
des  Zolltarifgesetzes  vom  25.  Dezember  1902  mit  dem  1.  April 
1910  in  Fortfall.  Die  genannte  Stadt  wird  dann  also  auf  die 
Erschließung  neuer  Einnahmequellen  bedacht  sein  müssen. 

Einnahmen  aus  Ye rbrauchssteuern. 

Von  den  übrigen  hier  erwähnten  Städten  fällt  die  geringe 
Höhe  der  Verbrauchs  steuern  in  Frankfurt  a.  M.  und  Berlin 
(0,20  Ji  bezw.  0,38  Ji  pro  Kopf  der  Bevölkerung)  auf.  Erstere 
Stadt  erhebt  im  Gegensatz  zu  den  übrigen  5  an  Gr e tränk e- 
steuern  außer  einer  Biersteuer  noch  eine  Obstwein-  und 
eine  Branntweinsteuer,  aber  die  gesamten  Verbrauchs- 
steuern nur  im  Stadtbezirk  Bockenheim  und  teilweise  in  Ober- 
rad. Die  Neueinführung  der  Branntweinsteuer  ist  zwar  gesetz- 
lich nicht  gestattet,  durch  die  Ausdehnung  der  Bier-  und  Obst- 
weinsteuer auf  das  ganze  Stadtgebiet  könnte  Frankfurt  dagegen 
seine  Einnahmen  an  indirekten  Steuern  bedeutend  erhöhen. 
Letzteres  wäre  auch  bei  Berlin  der  Fall,  wenn  diese  Stadt  die 
Besteuerung  des  von  auswärts  eingeführten  Bieres, 
das  von  den  6  genannten  Städten  hier  allein  von  der  Be- 
steuerung befreit  ist,  in  Angriff  nähme.  Schließlich  wäre  für 
alle  diese  Städte,  außer  Breslau,  auch  die  Einführung  einer 
Wild-,  sowie  einer  Geflügelsteuer,  wie  solche  in  letzterer 
Stadt  bereits  bestehen,  zu  überlegen,  da  deren  Einführung  ge- 
setzlich gestattet  ist  und  dieselben  durch  die  Bestimmungen  des 
oben  gedachten  Zolltarifgesetzes  nicht  berührt  werden.  Über- 
dies sind  diese  Steuern,  die  den  wohlhabenden  Teil  der  Be- 
völkerung treffen,  auch  vom  sozialen  Standpunkt  aus  durchaus 
berechtigt. 
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Einnahmen  aus  indirekten  Anfwandsstenern. 

Einnahmen  aus  Lustbark  ei  ts-  und  Hundesteuern. 
Die  indirekten  Aufwandssto  uern  (s.  S.  20)  bringen 
besonders  niedrige  Erträge  in  Berlin,  wo  sie  nur  0,33  Jk  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  betragen.  Hier  liegt  dies  im  wesent- 
lichen daran,  daß  diese  Stadt  zurzeit  eine  Lustbarkeits- 
steuer -noch  nicht  erhebt.  Allerdings  soll  die  Einführung  einer 
Thcaterbillettsteuer  bevorstehen,  wie  sie  in  Frankfurt  a.  M. 
allein  besteht,  während  die  übrigen  4  Städte  daneben  auch 
andere  öffentliche  Lustbarkeiten  besteuern.  Die  Er- 
höhung dieser  Steuern  sowie  der  Hundes teuern  in  zulässigen 
Grenzen  ist  für  alle  Großstädte  in  sozialer  sowie  in  finanzieller 
Hinsicht  durchaus  angebracht.  Bemerkenswert  ist,  daß  in  Frank- 
furt a.  M.  außer  diesen  Steuern  unter  den  hier  erwähnten  Groß- 
städten allein  die  Besteuerung  von  Luxusp forden  zu- 
gelassen worden  ist,  obwohl  die  Erhebung  einer  derartigen 
Kommunalsteucr  sonst  nicht  zulässig  ist. 

Einnahmen  aus  der  Umsatzsteuer. 
Daß  die  Umsatzsteuer  (resp.  das  Währschaftsgcld  in  Frank- 
furt a.  M.),  die  beim  Eigentumswechsel  unter  Lebenden  von  be- 
bauten und  unbebauten  Grundstücken  erhoben  wird,  hinsichtlich 
ihrer  Höhe  in  den  genannten  Städten  so  verschieden  ist  (1,12 
[Halle  a.  d.  S.]  bis  4,19  JH  [Frankfurt  a.  M.]  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung», liegt,  abgesehen  von  den  abweichenden  örtlichen 
Verhältnissen  der  Großstädte,  darin,  daß  der  Prozentsatz,  nach 
welchem  die  Besteuerung  in  den  einzelnen  Städten  vorgenommen 
wird,  sehr  voneinander  verschieden  ist.  Da  die  früher  be- 
stehende Bestimmung,  nach  welcher  diese  Steuer  1  °/o  des 
Wertes  der  Grundstücke  nicht  übersteigen  durfte,  jetzt  nicht 
mehr  aufrecht  erhalten  wird,  liegt  für  die  Großstädte  kein 
Grund  vor,  durch  eine  Erhöhung  dieser  für  sie  besonders  ge- 
eigneten Steuer,  die  ebenfalls  von  den  leistungsfähigeren  Schul- 
tern der  Bevölkerung  getragen  wird,  ihre  Einnahmen  nicht 
wesentlich  steigern  zu  sollen. 

We  rtzuwachssteuer. 
Neben  der  Umsatzsteuer  kommt  für  die  Großstädte  noch 
die  Wer tzuwachss teuer  in  Frage,  welche  die  Werterhöhung 
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treffen  will,  die  bei  einem  Grundstück  —  über  den  Betrag 
der  auf  dasselbe  verwendeten  Kosten  für  Neu-  und  Umbauten 
hinaus  —  einfach  infolge  des  Steigens  der  Grundrente  eintritt. 
Obgleich  diese  Steuer  sehr  einträglich  und  auch  im  Interesse 
der  Bekämpfung  des  Bodenwuchers  sehr  berechtigt  erscheint, 
liest  and  dieselbe,  wohl  besonders  deshalb,  weil  die  Besteuerung 
des  Grundbesitzes  nach  dem  gemeinen  Wert,  von  welcher  weiter 
unten  die  Rede  sein  wird,  die  Rolle  der  Wertzuwachssteuer 
bereits  teilweise  übernimmt,  im  Rechnungsjahre  1903  noch  in 
keiner  Stadt  Preußens.  Inzwischen  ist  sie  in  Frankfurt  a.  M.  zur 
Annahme  gelangt,  andere  Großstädte  —  unter  ihnen  Berlin  — 
sind  der  Frage  ihrer  Einführung  bereits  näher  getreten. 

Einnahmen  aus  direkten  Gemeindesteuern. 

Allgemeines. 

Das  Verhältnis  der  Einnahmen  aus  direkten  Steuern  zu 
den  Gesamt-Einnahmen  beträgt  in  den  genannten  6  Städten 
zwischen  29,67  °/o  (Cöln)  und  49,56  °/o  (Breslau)  der  letzteren, 
die  Belastung  der  Bevölkerung  durch  diese  Einnahmen  auf  den 
Kopf  derselben  hält  sich  zwischen  22,94  M>  (Halle  a.  d.  S.)  und 
39,77  Jo  (Frankfurt  a.  M.). 

Der  Grundsatz,  daß  die  Deckung  des  Bedarfs  der  Städte 
in  einer  für  die  Gemeindeangehörigen  möglichst  wenig  drücken- 
den Weise  zu  erfolgen  hat,  findet  auch  hier  insofern  seinen 
Ausdruck,  als  das  Kommunal- Abgabengesetz  die  Entwicklung 
derjenigen  Steuern,  bei  welchen  das  Prinzip  der  Leistung 
und  Gegenleistung  vorzugsweise  zur  Geltung  kommt  — 
der  Real  steuern  im  Gegensatz  zur  Einkommensteuer,  bei 
welcher  das  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit  überwiegt, 
begünstigt. 

Es  wird  daher  die  Ausbildung  besonderer  Gemeinde- 
Realsteuern,  an  Stelle  der  vo  m  Staate  üb  erwies  enen  Form 
dieser  Steuern,  in  der  dieselben  für  die  Städte  wenig  geeignet 
sind,  durch  das  Gesetz  in  jeder  Weise  gefördert,  auch  die 
stärkere  Heranziehung  von  Grundbesitzern  und  Ge- 
werbetreibenden zu  diesen  Steuern,  soweit  jene  von  den 
Veranstaltungen  der  Städte  besondere  Vorteile  haben,  oder 
den  Gemeinden  bedeutendere  Kosten  verursachen,  gestattet. 
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Die  Gemeinde-Einkommensteuer  darf  dagegen  nur  unter  ganz 
besonderen  Verhältnissen  und  erst  nach  staatlicher  Genehmigung 
als  besondere  Steuer  erhoben  werden,  in  der  Regel  soll 
letzteres  in  der  Form  von  Zuschlägen  zur  Staats-Einkommen- 
steuer geschehen. 

Das  Verhältnis  der  Realsteuern  zur  Einkommen- 
st  euer,  soll  ferner  gewöhnlich  mindestens  das  gleiche  sein, 
die  ersteren  dürfen  aber  bis  zu  einem  um  die  Hälfte  höheren 
Prozentsätze  als  diese  herangezogen  werden.  Solange  die  Real- 
steuern 100  °/o  nicht  übersteigen,  können  dieselben  dieses  Ver- 
hältnis sogar  noch  überschreiten,  ja  die  Einkommen- 
steuer darf  dann  eventuell  ganz  fortfallen. 

Vergleicht  man  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  das  Verhält- 
nis der  Einnahmen  aus  Realsteuern  (den  Steuern  vom  Grund- 
besitz und  vom  Gewerbebetriebe)  zu  denen  aus  der  Einkommen- 
steuer in  den  6  hier  behandelten  Großstädten,  so  überwiegen 
die  ersteren  nur  in  Berlin,  in  allen  übrigen  Städten  sind  die 
Einnahmen  aus  der  Einkommensteuer  die  bedeutenderen.  Die 
erstgenannten  Einnahmen  betragen  im  Verhältnis  zu  den  letz- 
teren auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  Berlin  16,22  :  15,57 
in  Breslau  10,30:15,18  Ji,  in  Cöln  11,36:15,23  J6,  in  Frank- 
furt a.  M.  12,40  :  24,63  bezw.  27,36  Ji>  (einschließlich  der  Miet- 
und  Wohnungssteuer),  in  Düsseldorf  9,33  :  15,98  J6  und  in 
Halle  a.  d.  S.  8,48  :  14,46  Jb.  Zu  den  Gesamteinnahmen  ver- 
halten sich  die  Realsteuern  im  Vergleich  zur  Einkommensteuer 
in  Berlin  wie  24,64  :  23,66  Jb,  in  Breslau  wie  20,04  :  29,52  J6, 
in  Cöln  wie  12,68  :  16,99  Ji,  in  Frankfurt  a.  M.  wie  12,82  :  25,46 
bezw.  28,29  Jb  (einschließlich  der  Miet-  und  Wohnungssteucr), 
in  Düsseldorf  wie  15,31  :  26,21  Jb  und  in  Halle  a.  d.  S.  wie 
17,55  :  29,95  Jb. 

Einnahmen  aus  der  Steuer  vom  Grundbesitz. 

Die  Steuer  vom  G  r  u  n  d  besitz  ist  bei  allen  hier  in  Frage 
kommenden  Großstädten  als  besondere  Steuer  ausgebildet, 
der  Maßstab  der  Erhebung  derselben  jedoch  insofern  ver- 
schieden, als  Berlin  und  Halle  a.  d.  S.  die  Steuer  nach  dem 
Nutzungswert  (5,80  resp.  5,53  °/o  desselben),  Breslau,  Cöln 
und  Düsseldorf  nach  dem  gemeinen  Wert  3,1,  2,24  und 
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2  °/oo  derselben  erheben,  während  Frankfurt  a.  M.  einen  aus 
beiden  gemischten  M  aßstab  anwendet,  indem  es  eine  Haus- 
steuer nach  dem  Nutzungswert  (4  °/o  desselben)  und  eine 
Landsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert  (1  °/oo  desselben) 
erhebt.  Die  Besteuerung  nach  dem  gemeinen  Wert  hat  in 
sozialer  Hinsieht  vor  derjenigen  nach  dem  Nutzungswert  un- 
streitig  den  Vorteil  voraus,  daß  bei  ihr  eine  eingehendere  Heran- 
ziehung wertvollerer  Grundstücke  zur  Steuer,  und  somit  eine 
Entlastung  der  von  den  unbemittelteren  Klassen 
1 1  e  w  o  h n  t  e  n  Gebäude  möglich  ist,  außerdem  schließt  sie,  wie 
erwähnt,  eine  Besteuerung  der  Zuwachsrente  in  sich,  ja 
sie  wirkt  zugleich  wie  eine  Bauplatzsteuer  (s.  unten).  Aller- 
dings sagt  man  ihr  nach,  daß  sie  in  finanzieller  Hinsicht  gegen- 
über der  Besteuerung  nach  dem  Nutzungswert  den  Nachteil 
hat,  daß  sie  sich  weniger  den  Schwankungen  des  tat- 
sächlichen Ertrages  anpaßt.  Wirft  man  einen  Blick  auf 
Anlage  2,  so  sieht  man,  daß  von  den  beiden  Städten,  welche 
von  den  genannten  6  Großstädten  die  Besteuerung  nach  dem 
Nutzungswert  vornehmen,  Berlin  und  Halle  a.  d.  Saale,  die  erstere 
die  bedeutendsten  (11,00  die  letztere  die  geringsten  Ein- 

nahmen (5,19  jM)  aus  dieser  Steuer  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung hat,  während  bei  den  übrigen,  welche  die  Besteue- 
rung nach  dem  gemeinen  Wert  eingeführt  haben,  sich  die 
Einnahmen  pro  Kopf  nicht  allzu  wesentlich  voneinander  unter- 
scheiden. 

Bauplatzsteuer. 
Eine  Bauplatzsteuer  findet  sich  neben  der  eigentlichen 
Grundsteuer  in  keiner  dieser  Städte,  obgleich  eine  solche 
z.  B.  in  Berlin  zeitweise  bestanden  hat.  Da  diese  Steuer 
das  Liegenlassen  von  Bauterrain  aus  Spekulationszwecken  be- 
kämpft, ist  ihre  Bedeutung  in  sozialer  Hinsicht  nicht  zu  ver- 
kennen. Indessen  wird  sie  einmal  durch  die  Besteuerung  des 
Grundbesitzes  nach  dem  gemeinen  Wert,  wie  erwähnt,  schon 
teilweise  ersetzt,  überdies  ist  sie  in  den  Großstädten  auch  des- 
halb wenig  beliebt,  weil  unter  den  B  a  uf  1  u  cht  Ii  nie  n,  deren 
Festsetzung  den  W7ert  von  unbebauten  Grundstücken  erhöht, 
nach  einer  Entscheidung  des  Ober -Yerwaltungsgerichts  die 
„historischen"  Straßen  nicht  mit  inbegriffen  sind. 


—    43  — 


E  i  n  n  a  h  m  e  n  a  u  s  d  e  r  ( r  e  w  e  r  b  e  s  t  c  u  e  r. 
Die  Gewerbesteuer  wird  in  den  6  Großstädten  in  der  Form 
einer  besonderen  Steuer  nur  in  Cöln  erhoben,  während  die 
übrigen  sich  bei  ihr  mit  Zuschlägen  zu  der  vom  Staate 
veranlagten  begnügen.  Wenn  die  Einnahmen  aus  dieser  Steuer 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  Berlin  erheblich  höher  und  in 
den  übrigen  Städten  nur  verhältnismäßig  wenig  geringer  als  in 
Cöln  sind  —  sie  betragen  hier  3,86  J6,  in  Berlin  4,62  in 
Frankfurt' a.  M.  3,31  J6,  in  Halle  a.  d.  S.  3,13  Ji>,  in  Breslau 
2,98  Ji  und  in  Düsseldorf  2,51  Jt  — ,  so  bedeutet  dies  noch 
keineswegs,  daß  bei  der  Gewerbesteuer  die  Form  von  Zuschlägen 
zu  der  staatlichen  Veranlagung  vor  einer  besonderen  Steuer 
den  Vorzug  verdient.  Dagegen  scheint  die  in  Cöln  bestehende 
progressive  Gewerbesteuer,  wo  man  die  Besteuerung  nach 
Mittelsätzen  fallen  gelassen  hat  und  die  Steuer  mit  dem  Steigen 
des  Ertrages  derart  zunehmen  läßt,  daß  von  den  bisherigen 
4  Klassen  die  IV.  mit  1,35  °/o,  die  III.  mit  1,485  bis  1,620  °/o 
und  die  I.  und  II.  mit  2,025  °  o  desselben  herangezogen  werden, 
nicht  im  Sinne  des  Kommunal- Abgabengesetzes  ausgestaltet 
zu  sein,  da  bei  ihr  das  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit  einseitig 
betont  ist.  Eine  den  örtlichen  Verhältnissen  sich  anpassende 
besondere  Steuer,  bei  welcher  die  Frage,  inwieweit  ein  Betrieb 
im  Verhältnis  zu  den  besonderen  Kosten,  die  er  der  Stadt  auf- 
erlegt, und  den  Vorteilen,  welche  die  städtischen  Veranstaltungen 
für  ihn  bedeuten,  stärker  zur  Besteuerung  heranzuziehen  sei,  in 
geeigneter  Weise  berücksichtigt  wird,  dürfte  aber  gerade  in  den 
Großstädten  mit  blühender  Industrie  trotz  der  großen  Kosten 
und  Schwierigkeiten,  die  die  Neuveranlagung  zu  dieser  Steuer 
mit  sich  bringt,  vor  einer  Steuer  in  der  Form  von  Zuschlägen 
zur  staatlich  überwiesenen  entschieden  viel  voraus  haben. 

Einnahmen  aus  der  Betriebssteuer. 

Die  Einnahmen  aus  der  B  etriebssteuer,  die  für  die 
Großstädte  als  Kreissteuer  unmittelbar  in  Betracht  kommt,  sind 
hinsichtlich  ihrer  Höhe,  die  in  den  genannten  Städten  zwischen 
0,11  Ji  (Breslau)  und  0,16  Jto  (Halle  a.  d.  S.)  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  beträgt,  wenig  verschieden.  Erwähnt  möge  hier 
sein,  daß  sich  jetzt  mehr  und  mehr  Stimmen  geltend  machen, 


—    44  — 


welche  die  Aufhebung  dieser  Steuer  fordern  und  an  deren  Stelle 
die  Einführung  des  oben  erwähnten  Gothenbergcr  Ausschank- 
Systems  gesetzt  wissen  wollen,  das,  abgesehen  von  der  Berech- 
tigung desselben  in  sozialer  Hinsicht,  auch  eine  weit  ergiebigere 
Einnahmequelle  für  die  Städte  als  die  Betriebssteuer  bilden 
würde. 

E  i n n ah m e n  aus  der  Wa renhaussteuer. 

Daß  sich  die  Erträge  der  Warenhaus  Steuer  in  den  ein- 
zelnen Städten  nicht  gleichmäßig  gestalten  —  die  Höhe  der- 
selben schwankt  bei  den  hier  genannten  zwischen  0,10  J6  (Bres- 
lau) und  0,45  Ji  (Berlin)  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  während 
Halle  a.  d.  S.  Einnahmen  aus  dieser  Steuer  überhaupt  nicht  zu 
verzeichnen  hat  — ,  liegt  in  den  verschiedenen  örtlichen  Verhält- 
nissen derselben.  Jedenfalls  liegt  die  größtmöglichste  Ausnutzung 
der  Warenhaussteuer,  die  den  Schutz  des  Kleingewerbes  gegen 
die  großen  Betriebe  im  Auge  hat,  und  deren  Ergebnisse  zur 
Entlastung  des  in  der  III.  und  IV.  Gewerbesteuerklasse  veran- 
lagten Teiles  der  Gemeindeangehörigen  verwendet  werden  sollen, 
im  eigensten  Interesse  der  Großstädte. 

Einnahmen  aus  der  Wanderlagcrsteuer. 

Die  vom  Staate  den  Gemeinden  überwiesenen  Einnahmen 
aus  der  Wa nder lagersteuer,  welche  hier  nur  insoweit  auf- 
geführt sind,  als  sie  500  JS  überschreiten,  sind  sehr  gering  (in 
Berlin  0,001  und  in  Cöln  0,002  J6  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung) und  kommen  für  den  Haushalt  der  Großstädte  verhältnis- 
mäßig wenig  in  Betracht. 

Einnahmen  aus  der  Gemeinde-Einkommensteuer  und  aus  Miet- 
und  Wohnungssteuern. 

M  i  e  t  -  und  Wo  hnungssteuer. 

Die  Gemeinde-Einkommensteuer  kann  zum  Teil  durch 
Aufwandssteuer  ersetzt  werden,  von  denen  aber  im  Sinne 
des  Kommunal- Abgabengesetzes  nur  die  Mi  et-  und  Woh- 
nung s  steuern  in  Frage  kommen.  Um  letztere  vorweg  zu 
nehmen,  so  bestanden  solche  im  Rechnungsjahre  1903  von  den 
6  genannten  Städten  nur  in  Frankfurt  a.  M.,  wo  die  Einnahmen 
aus  derselben  2,74  Jb>  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  betrugen. 
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Inzwischen  sind  sie  hier,  wie  in.  Berlin  und  Halle  a.  d.  S., 
wo  es  sie  früher  auch  gab,  abgeschafft  worden,  und  finden  sich 
heute  von  sämtlichen  Städten  Preußens  nur  noch  in  Danzig. 

Gemeinde-Einkommensteuer. 

Eine  besondere  Einkommensteuer  besteht  unter  den 
hier  zum  Vergleich  herangezogenen  Städten  —  und  abgesehen 
von  Altona  auch  unter  sämtlichen  in  Preußen  überhaupt  — 
nur  in  Frankfurt  a.  M.,  während  die  übrigen  Zuschläge  zur 
Staats-Einkommensteuer  erheben.  Die  Einnahmen  aus 
der  Einkommensteuer  in  Frankfurt  a.  M.  —  deren  Beibehaltung 
in  der  früher  schon  bestehenden  besonderen  Form  staatlicher- 
seits  ausnahmsweise  gestattet  worden  ist  — ,  sind  ganz  bedeu- 
tend höher  als  diejenigen  in  den  übrigen  Großstädten.  Während 
sie  hier  15,98  Jo  (Düsseldorf),  15,57  J  (Berlin),  15,23  J  (Cöln), 
15,18  J  (Breslau)  und  14,46  J  (Halle  a.  d.  II.)  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  betragen,  machen  sie  in  erstgenannter  Stadt 
24,63  bezw.  mit  der  Miet-  und  Wohnungssteuer  27,37  Jd>  pro 
Kopf  aus.  Es  zeigt  sich  also,  wie  bedeutend  die  Großstädte 
ihre  Einnahmen  durch  die  Gemeinde-Einkommensteuer  erhöhen 
könnten,  falls  der  Staat  die  Ausbildung  dieser  Steuer  in  beson- 
derer Form  durchgängig  zulassen  würde.  Die  Höhe  der  Zu- 
schläge zu  der  Staats-Einkommensteuer  in  den  5  genannten 
Städten  überschreitet  außer  in  Berlin  überall  100  °/o  (sie  beträgt 
125  °/o  in  Cöln,  140  °/o  in  Düsseldorf  und  Halle  a.  d.  S.  und 
144  °/o  in  Breslau).  Abgesehen  davon,  daß  bei  einer  Erhebung 
von  mehr  als  100  °/o  Zuschlägen  die  staatliche  Genehmigung 
erforderlich  ist,  sieht  sich  die  erstgenannte  Stadt  auch  aus  dem 
Grunde  veranlaßt,  an  der  Höhe  von  100  °/o  festzuhalten,  weil 
sie  andernfalls  Gefahr  läuft,  bei  der  unmittelbaren  Nähe  der 
Vororte  einen  großen  Teil  seiner  kapitalkräftigeren  Gemeinde- 
angehörigen, die  an  ihren  Wohnsitz  durch  ihre  Tätigkeit  weniger 
gebunden  sind,  an  die  Nachbarorte,  die  geringere  Zuschläge  als 
Berlin  erheben,  zu  verlieren. 

Eine  Frage,  die  bei  den  Großstädten  noch  absolut  nicht 
gleichmäßig  geregelt  ist,  ist  die  der  Besteuerung  des  Ein- 
k  o  m  mens  unter  900  J. 

Außer  denjenigen  Personen,  die  laufende  Armenunterstützung 
beziehen  und  deren  Einkommen  von  der  kommunalen  Besteue- 
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rung  freigehalten  werden  muß,  kann  dies  seitens  der  Städte 
überall  geschehen.  Tutor  den  genannten  Städten  ist  dies,  ab- 
gesehen  von  Breslau  und  Halle  a.  d.  S.,  auch  tatsächlich  in  allen  der 
Fall.  Im  letzterer  Stadt  ist  jedoch  wenigstens  das  Einkommen 
unter  660  ^  von  der  Steuer  befreit.  Nicht  nur,  daß  die  Frei- 
lassung des  „Existenzminimums"  in  den  Grenzen  der  staatlichen 
Besteuerung  auch  seitens  der  Gemeinden  vom  sozialen  Stand- 
punkt aus  durchaus  richtig  erscheint,  sind  doch  andererseits 
auch  die  bei  der  Besteuerung  hier  erzielten  Einnahmen,  die 
durch  die Yeranlagungs-  und  Erhebungskosten  überdies  beträcht- 
lich herabgemindert  werden,  wohl  nicht  derart  bedeutend,  als 
daß  eine  Großstadt  auf  dieselben  nicht  verzichten  könnte. 

Eine  Erhöhung  der  Einnahmen  aus  der  Gemeinde-Ein- 
kommensteuer ist  noch  dadurch  möglich,  daß  die  Wohn  sitz- 
te mein  den  das  volle  Viertel  des  sonst  den  Forens  al- 
gemeinden  zufallenden  Teiles  der  Einkommensteuerbeträge 

—  was  allerdings  durch  besonderen  Gemeindebeschluß  ge- 
schehen muß  —  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  In  Berlin  z.  B., 
wo  dies  bisher  nicht  der  Fall  war,  soll  die  Annahme  eines 
dahin  gehenden  Beschlusses  in  Aussicht  stehen. 

Verschiedene  Einnahmen. 

Unter  den  „verschiedenen"  Einnahmen  sind  alle  diejenigen 
verstanden,  welche  in  den  betreffenden  Verwaltungsberichton 
und  Haushaltsetats  ohne  sonstige  nähere  Angabe  nur  als  „ver- 
schiedene" Einnahmen  oder  „insgemein"  bezeichnet  sind.  Weiter 
befindet  sich  unter  ihnen  das  in  einzelnen  Verwaltungsbe- 
richten usw.  —  teilweise  als  Gemeindesteuer  —  besonders  an- 
geführte Einquartierungsgeld  (bezw.  die  Sublevationsbeiträgc  in 
Berlin),  das  die  Großstädte  zur  Deckung  des  städtischen  Zu- 
schusses, welcher  nach  Eingang  der  staatlichen  Überweisungen 
für  die  durch  die  auf  dem  Gebiete  der  staatlichen  Militärver- 
waltung erforderlichen  Ausgaben  noch  nötig  ist,  von  ihren 
Gemeindeangehörigen  erheben. 

Diese  Einnahmen,  welche  nur  einen  verschwindenden  Bruch- 
teil der  gesamten  ordentlichen  Einnahmen  bilden  (0,03  °/o  |  C öln  | 
bis  0,65  °/o  (Düsseldorf]),  betragen  in  den  genannten  Städten 

—  wo  sie  überhaupt  angegeben  sind  —  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung zwischen  0,01^  (Berlin)  und  0,39  (Düsseldorf), 
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Außerordentliche  Einnahmen. 

Einnahmen  aus  der  Veräußerung-  von  Grundbesitz. 

Von  den  außerordentlichen  Einnahmen  der  Groß- 
städte bilden  diejenigen,  welche  aus  der  Veräußerung  von 
Grundbesitz  erzielt  werden,  in  den  6  erwähnten  Städten,  ab- 
gesehen von  Düsseldorf  und  Frankfurt  a.  M.,  wo  sie  16,03  bezw. 
22.27  °/o  derselben  ausmachen,  einen  verhältnismäßig  sehr  ge- 
ringen Teil.  Im  allgemeinen  werden  sie  entweder  ganz  oder  teil- 
weise in  besonderen  Fonds  und  Kassen  angesammelt.  So  besitzt 
Berlin  einen  Grundstückserwerbungs-Fonds,  Cöln  und 
Düsseldorf  je  einen  Grundstücks-  und  Breslau  einen  Sub- 
stanzg  eider  -Fonds,  in  welchen  diese  Erträge  fließen,  während 
sie  in  Frankfurt  a.  M.  nicht  nur  auf  die  „Spezial-Kasse  für 
städtischen  Grundbesitz"  sowie  die  „  Straßenneubau- 
Kasso",  sondern  teilweise  auch  auf  das  zur  Stadtkasse  ge- 
hörende Extraordinarium  der  Grundbesitzverwaltung,  in  Halle 
a.  d.  S.  dagegen  ausschließlich  auf  das  Extraordinarium  der 
Knmmerei -A7erwaltung  verrechnet  werden. 

Einnahmen  aus  Kapitalzugang. 

Den  weitaus  größten  Teil  der  außerordentlichen  Einnahmen 
machen  in  den  Großstädten  die  Einkünfte  aus  Kapital- 
zugang aus.  In  den  zum  Vergleich  herangezogenen  Städten 
stellen  diese  Einnahmen  zwischen  77,73  %  (Frankfurt  a.  M.)  und 
96,29  °  o  (Berlin)  der  gesamten  außerordentlichen  Einnahmen  dar. 

Einnahmen  aus  der  Aufnahme  von  Anleihen 
und  sonstigen  Darlehen. 

Von  ihnen  sind  die  wichtigsten  natürlich  die  im  laufenden 
Rechnungsjahre  für  den  Stadthaushalt  zur  Verfügung  gestellten 
Teile  der  Anleihen  sowie  der  sonstigen  Darlehen, 
welche  die  Großstädte  aufgenommen  haben.  Allerdings  sind 
sie  hinsichtlich  ihrer  Höhe  in  den  einzelnen  Städten  sehr  ver- 
schieden. AVährend  sie  unter  den  6  erwähnten  in  Frankfurt  a.  M. 
nur  14,65,  in  Halle  a.  d.  S.  21,50  und  in  Cöln  36,77  °/o  der 
außerordentlichen  Einnahmen  bilden,  deckt  Breslau  58,57, 
Düsseldorf  81,06  und  Berlin  84,95  °/o  seiner  außerordentlichen 
Bedürfnisse  durch  dieselben.    Aul'  den  Kopf  der  Bevölkerung 
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betragen  diese  Einnahmen  in  den  genannten  Städten  zwischen 
14,62  .J  (Breslau)  und  55,30  ^  (Düsseldorf). 

Einnahmen  aus  sonstigem  Kapitalzugang. 

Daß  aber  daneben  noch  diejenigen  Einkünfte,  welche  den 
Großstädten  durch  die  Rückzahlung  von  ausgeliehenen 
Kapitalien  und  Vo  r  s  c  h  ü  s  s  e  n ,  durch  Entnahme  von 
K  a  pitalien  aus  allgemeinen  Mitteln  des  Stadthaushalts,  sowie 
durch  Zuwendung  von  Geschenken,  Legaten  und  Ver- 
mächtnissen erwachsen,  eine  nicht  unbedeutende  Rolle  spielen, 
zeigt  der  Umstand,  daß  diese  unter  den  hier  zum  Vergleich 
herangezogenen  Großstädten  in  Düsseldorf  2,81,  in  Berlin  11,34, 
in  Breslau  40,82,  in  Cöln  58,41,  in  Frankfurt  a.  M.  63,08  und 
in  Halle  a.  d.  S.  70,59  °/o  der  außerordentlichen  Einnahmen  in 
Anspruch  nehmen,  und  daß  ihre  Höhe  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung zwischen  2,91  .M  (Berlin)  und  95,58  ,M  (Frank- 
furt a.  M.)  schwankt. 

Schluß. 

In  Vorstehendem  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  ein  ein- 
heitliches Bild  des  Gemeindehaushalts  der  Großstädte  Preußens 
unter  besonderer  Berücksichtigung  von  Berlin,  Breslau,  Cöln, 
Frankfurt  a.  M.,  Düsseldorf  und  Halle  a.  d.  S.,  so  weit  dies  aus 
den  betreffenden  Verwaltungsberichten,  Finalabschlüssen  der 
städtischen  Kassen  und  den  Haushaltsetats  möglich  war,  zu  ent- 
werfen, und  die  wichtigsten  dabei  in  Betracht  kommenden  volks- 
wirtschaftlichen Fragen  kurz  zu  berühren.  Zugleich  sollte  dabei 
auf  die  Schwierigkeiten  hingewiesen  werden,  mit  denen  ein 
Vergleich  des  Gemeindehaushalts  der  einzelnen  Städte  zurzeit 
verknüpft  ist.  Wenn  die  eine  oder  die  andere  der  gegebenen 
Anregungen  dazu  beitragen  würde,  den  Anstoß  zu  einer  ein- 
heitlicheren Abfassung  der  Verwaltungsberichte  und  dadurch  die 
Möglichkeit  zu  geben,  das  entsprechende  Material  der  Statistik 
zugänglicher  zu  machen,  so  wäre  der  Zweck  der  Arbeit 
erreicht.  Im  übrigen  sollte  in  derselben  nur  die  Skizzierung 
des  heutigen  Standes  der  Finanzverwaltung  der  Großstädte 
versucht  werden,  und  der  Gedanke,  den  Gemeindehaushai r  der 
einen  oder  der  anderen  der  hier  zum  Vergleich  herangezogenen 
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Städte  als  mehr  oder  minder  vortrefflich  eingerichtet  hervorheben 
zu  wollen,  lag  selbstverständlich  völlig  fern.  Mit  Recht  darf 
man  behaupten,  daß  es  nicht  darauf  ankommt,  ob  die  Ausgaben 
einer  Stadt  größer  oder  geringer  sind,  sondern  vielmehr  darauf, 
wieviel  für  dieselben  geleistet  wird  und  hinsichtlich  des  Ge- 
leisteten ist  wieder  die  Güte  desselben  allein  entscheidend.  Aus 
den  Yerwaltungsberichten  unserer  Großstädte  geht  aber  durch- 
gängig hervor,  daß  sich  bei  letzteren  das  Bestreben  zeigt,  nicht 
nur  im  Verein  mit  dem  Staate  an  den  großen  sozialen  Auf- 
gaben der  Gegenwart  erfolgreich  mitzuarbeiten,  sondern  die 
einzelnen  Gemeinwesen  selbst  allmählich  derart  zu  gestalten, 
daß  man  sie,  was  die  Sorge  für  das  materielle,  wie  das  geistige 
Wohl  der  Bevölkerung  angeht,  als  mustergültig  hinstellen  kann. 
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Anlage  2  bei  Einnahmen  aus  Steuern  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in 
Halle  a.  d.  S.  lies:  „25,77"  statt  „25,74". 


Lebenslauf. 


Ich  bin  preußischer  Staatsangehörigkeit,  evangelisch- 
lutherischer  Konfession  und  am  17.  Juli  1866  als  Sohn  des 
damaligen  Premier-Leutnants  im  Dragoner-Regiment  Prinz 
Albrecht  von  Preußen  (Litauisches)  Nr.  1  Friedrich  von  Dunker, 
der  heute  als  Major  a.  D.  in  Weimar  lebt  und  seiner  —  in- 
zwischen verstorbenen  —  Ehefrau  Malvine.  geb.  von  Burgsdorff 
zu  Tilsit,  Kreis  Tilsit,  in  Ost-Preußen  geboren.  Seit  dem 
4.  Oktober  1900  bin  ich  mit  Elisabeth,  geb.  Freiin  von  Hammerstein, 
der  Tochter  des  inzwischen  verstorbenen,  früheren  Königlich 
Preußischen  Ministers  des  Innern  Freiherrn  von  Hammerstein, 
verheiratet.  Aus  unserer  Ehe  sind  drei  Kinder  —  zwei  Söhne 
und  1  Tochter  —  hervorgegangen. 

Meine  Schulbildung  erhielt  ich  auf  dem  Gymnasium  zu 
Tilsit,  dem  Realgymnasium  zu  Aschersleben  und  den  Gymnasien 
zu  Naumburg  und  Insterburg. 

Letzteres  verließ  ich  am  25.  April  1886  mit  dem  Zeugnis 
der  Reife  und  bezog  hierauf  die  damalige  Akademie  zu  Lausanne, 
wo  ich  ein  Semester,  und  dann  die  Universität  Berlin,  an 
der  ich  zwei  Semester  Jura  studierte.  Nachdem  ich  in 
Berlin  Einjährig-Freiwilliger  bei  dem  Kaiser- Alexander-Garde- 
Grenadier-Regiment  Nr.  1  gewesen  war,  trat  ich  in  den  aktiven 
Militärdienst  über.  Ich  gehörte  zuerst  dem  Infanterie-Regiment 
Großherzog  Friedrich  Franz  II.  von  Mecklenburg-Schwerin 
(4.  Brandenburgisches)  Nr.  24  und  seit  dem  4.  Oktober  1890 
dem  Königs-Infanterie-Regiment  (6.  Lothringisches)  Nr.  145  anr 
in  welchem  ich  am  27.  Januar  1904  mein  Patent  als  Hauptmann 
und  Kompagnie-Chef  erhielt.  Am  18.  August  desselben  Jahres 
nahm  ich  aus  Gesundheitsrücksichten  meinen  Abschied  und  war 
dann  bis  zum  1.  April  1905  als  Hilfsarbeiter  auf  dem  König- 
lichen Statistischen  Landes-Amt  in  Berlin  beschäftigt.  Im 
Sommer-Semester  1904  hörte  ich  während  eines  dreimonatlichen 
Urlaubs  an  der  Universität  Berlin  als  Gastzuhörer  staatswissen- 
schaftliche und  philosophische  Vorlesungen  und  war  dann  drei 
Semester  bei  der  philosophischen  Fakultät  der  genannten  Uni- 
versität immatrikuliert.  Daneben  nahm  ich  an  verschiedenen 
Vorträgen  des  „Vereins  für  staatswissenschaftliche  Fortbildung" 
in  Berlin  teil. 

Emil  von  Dunker. 


Die  „Soll-Ausgaben"  der  Großstädte  Preußens  im  Rechnungsjahre  1903.  Anlage  1. 
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Erläuterungen  zu  Anlage 


i  lüiiMilliclie  Einnahmen. 


Erläuterungen  zu  Anlage  2. 


Die  „Soll-Einnahmen"  der  Großstädte  Preußens  im  Rechnungsjahre  1903.4 


B.  Außerordentliche  Einnahmen, 
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